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müſſen ſp v bis vor
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Eingekragen in die
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für Halle und den Saalkrris, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delihſch- Bikterfeld,
Wikkenberg Srhweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Expreditivn: Harz 42/43. Geöffnek werktags von 7 Uhr früh bis 7 Uhr nachm. Redakkivn: Barz 42/43. Sprechſtunde werkkags /312 Khr milkags.

Pie beſiegten àLords.
Das engliſche Oberhaus hat mit 131 gegen 114 Stimmen die

Letobill unverändert angenommen. Mit dieſer völligen, be-
dingungsloſen Unterwerfung der Lords iſt die Kriſe, die zwei
Jahre das politiſche Leben Englands mit Kampf erfüllte, be
endet, und zwar mit einem ſo vollſtändigen Siege der libe-
ralen Regierung beendet, wie er 1909, ja wie er noch vor einem
Jahre unmöglich ſchien. Das Oberhaus iſt vollſtändig aus
der ſormell mit dem Unterhauſe gleichberechtigten Stellung
hinausgedrängt und behält von der geſetzgebenden Gewalt nur
noch den Schatten Es darf eine Geldbill weder ablehnen noch
abändern und was eine Geldbill iſt, beſtimmt der Sprecher
des Unterhauſes. Es hat auch bei anderen Geſetzvorlagen bloß
ein aufſchiebendes Veto. Wenn das Unterhaus ſeinen Be
ſchluß dreimal innerhalb zweier Jahre wiederholt, wird er
trotz des Widerſpruchs der Lords Geſetz. Alle zeremoniellen
Vorrechte, aller Glanz der Ueberlieferung, alle geſellſchaft
liche Vorliebe der Engländer für das, was ariſtokratiſch heißt,
kann das Gewicht der Tatſache nicht verringern, daß von heute
ab in England der Wille des Volkes, ſoweit er in dem Unter
hauſe zum Ausdruck kommt, ſouverän iſt. Die Macht, die
Logik der Entwicklung hat die Prärogativen der Krone, ohne
ihren Namen zu ändern, auf das Miniſterium, auf den Aus
ſchuß der Unterhausmajorität allmählich übertragen. Dieſelbe
Entwicklung hat auch fortſchreitend das Oberhaus in ſeiner
Bedeutung gegenüber dem Unterhauſe herabgedrückt, und ein
formeller Geſetzakt ſpricht dieſe faktiſche Aenderung in ſcharfer
Form aus.

Der Sieg des Unterhauſes iſt vollſtändig, er iſt es vor allem
durch die Art, wie er erfochten wurde. Noch bevor die Schlacht
tatſächlich entſchieden war, offenbarte ſich der moraliſche Zu
ſammenbruch der Lords vor aller Augen. Es wäre töricht,
toll, herausfordernd geweſen, wenn die Mehrheit des Ober
hauſes den Kampf bis zum Weißbluten weitergeführt hätte.
Aber Klaſſen, die einer heroiſchen Narrheit fähig ſind, haben
noch ein ſtarkes Gefühl ihres Rechts, und glauben an ihre
Miſſion. Die Lords haben ſich nach ſo viel Großſprecherei,
nach ſo lauten Drohungen und Beſchimpfungen feige geduckt.
Man bedenke doch, daß unter den 625 Mitgliedern des Ober-
hauſes keine fünfzig wirklichen Liberalen ſitzen! Und die
Liberalen erlangten jetzt die Mehrheit, die konſervativen
Lords ſchwiegen nicht nur gegen ihre Ueberzeugung, ſie gaben
ſogar zur Bildung der Majorität die gute Hälfte her, ſie
gaben ein Votum gegen ſich ſelbſt abl Das mag. klug ſein,
aber der ſtaatsmänniſche Sinn hat dieſe Klugheit nicht in-
ſpiriert. Solange Lansdowne und ſeine Getreuen, die Macht
des Königs in unbegreiflicher Weiſe überſchätzend, ſich der
Hoffnung getröſteten, Georg werde die Unterſchrift zu einer
Maſſenernennung der Peers verweigern, ſolange beharrten ſie
im Widerſtand, ohne die politiſchen Folgen ihrer Hartnäckig-
keit irgend in Betracht zu ziehen. Als jedoch der offene Brief
Asquiths ſie aus ihren gaukelnden Träumen unſanft weckte,
fielen ſie prompt um. Und was ſie dazu beſtimmte, war keine
politiſche Erwägung, war nicht einmal Rückſicht auf die Wah
rung der hiſtoriſchen Poſition des Adels: nur die Furcht vor
perſönlichen Nachteilen, vor der Entwertung der Peerswürde
durch eine den Lordtitel lächerlich machende Maſſennobilitie-
rung bewog die Tapferen zum Rückzug. Die prinzipielle Frage
verſchwand vor der Frage der Viſitenkarte.

Der Verlauf des Kampfes gegen die Lords hat überhaupt
viele Jlluſionen über die Weisheit und ſtaatsmänniſche Vor
ausſicht des Konſervativismus in England in nichts zerflat-
tern laſſen. Die Herausforderzng zur Fehde ging von den
konſervativen Lords aus, die Lloyd-Georges Finanzreform
verwarfen. Die prinzipielle und parteitaktiſche Frage, wie das
konſervative Oberhaus einer liberalen Regierung konſequent
das Zuſtandekommen der wichtigſten Geſetzentwürſe verhin-
derte, war es nicht, was die Jagdgrafen von ihren Landſitzen
nach London trieb, ihre Stimmen gegen die Finanzgeſetze ab-
zugeben. Nein, dieſe „Hinterwälder“ des Oberhauſes verfolg-
ten dabei keine anderen und keine höheren Ziele als die
preußiſchen Junker, wie ſie Bülows Nachlaſſenſchaftsſteuer
demolierten. Die Millionäre der Börſe, die großen Brau
herren verbanden ſich mit den adeltgen Vettern vom Lande,
Steuererhöhungen abzulehnen, die die beſitzenden Klaſſen
treffen ſollten. Um ihre SErbſchaften und ihren Bodenbeſitz
vor erhöhten Abgaben zu ſichern, riefen ſie jene aufwühlenden
Kämpfe herauf. Es ereilte ſie noch ſchneller das Geſchick, das
eine nahe Zukunft über ihre Geiſtesverwandten in Oſtelbien
verhängen wird. Sagt man aber, es ſei dem engliſchen Kon
ſervativen die Tugend eigen, die Forderungen der Zeit zu er-
kennen und, ſobald dieſe unwiderſtehliche Gewalt erhalten
haben, ſtatt ſie ausſtchtslos zu befehden, ſich lieber ſelbſt zu
ihren Anwalten zu machen, ſo war davon diesmal nur das
Gegenteil zu ſehen. Zweimal hatte das Land geſprochen, an
ſeiner wahren Willensmeinung konnte kein Zweifel beſtehen:
die Konſervaliven aber gehorchten der Lehre der Klugheit erſt,
als die Tracht Prügel in ſicherer Ausſicht ſtand. Die äußerſte
Vervblendung des Standesintereſſes kann nicht anders handeln
die politiſche Schulung hat ſich wieder einmal, wo Leidenſchaft
und Selbſtſucht ſprechen, als eine ſehr unzureichende Schutz
vorrichtung erwieſen.

Der Sturz des engliſchen Oberhauſes trifft das Anſehen
aller erſten Kammern, deren Muſter und Vorbild es war.
Man wollte uns einreden, daß dieſe Herrenhäuſer, in denen

neben der Erbweisheit der groſ.en Familien die Wiſiſenſchaft,
die Verwaltung, die Polittk in ihren erleuchtetſten Vertretern
ihren Ausdruck findet, das unentbehrliche Gegengewicht gegen
ein von dem beweglichen Volkswillen abhängiges Haus der
Gemeinen und Erwählten darſtelle. Man weiſt zern darauf
hin, wie unter den lkonſervativen Miniſterien das Oberhaus
ſichtbar in den Vordergrund des Jntereſſes rückte, wie be
ſonders die auswärtige Politik unter den Peers ſachkundigere,
eifrigere und ſogar ſchärfere und unabhängigere Kritiker fand
als unter den Abgeordneten. Aber die Erfahrung und die
politiſche Weitſichtigkeit der Curzon und Milner in allen
Ehren: was haben dieſe Staatsmänner, die jahrelang ge
waltige Kolonialreiche an höchſter Stelle geleitet hatten, denen
man nachrühmte, daß ſie ſich durch ihre Taten als die wirk
ſamſten Träger des britiſchen Weltherrſchaftsgedankens be
zeugt hätten was haben ſie während des Kampfes um die
Finanz und um die Vetobill für die weiſe Mäßigung einer
ſtaatsmänniſch erwogenen Politik geleiſtet? Beide gingen im
Zuge der hartnäckigſten, feindſeligſten Bekämpfer der Veto
vorlagen, beide befolgten bis zum Schluß die Taktik der
Deſperados. Milner, ſelbſt ein Lord von geſtern, ein Ariſto
krat ohne Ahnen, emporgekommen als der Sachwalter der
Minenkapitaliſten, fond nicht genug Worte der Entrüſtung
über den angedrohten Peersſchub. Als hätte er an dem
Dutzend Jahre, die ſeinem Adelsſchild wahrkich noch den Sdel
roſt nicht aufgelegt haben, ein koſtbares hiſtoriſches Vorrecht
zu wahren, ſo ſtemmte er ſich gegen den Gedanken einer zu
politiſchen Zwecken maſſenhaft fabrizierten Nobilität. Jndes,
wenn ſich auch die Milner und Genoſſen, die erfahrenen Män
ner des Staates, anders, entgegenkommend gegen die Vetobill
erwieſen hätten, es hätte an dem Gang der Dinge wenig ge
ändert. Nicht die Klugheit, Erfahrung, Wiſſenſchaft entſchei-
den, wo große Jntereſſen in Frage kommen. Selbſtſucht und
Leidenſchaft ſind durch die abſtrakten Lehren der Staatsweis-
heit nicht zu lenken Nur die Wahl aus dem Volke vermag
deshalb einem Hauſe das ſpezifiſche Gewicht zu verleihen.
Das Wohl der Allgemeinheit ringt dem Egoismus der Klaſſen
und der einzeknen bloß dann etwas ab, wenn es als Macht
der Allgemeinheit erſcheint.

Notjahr.
Die Dürre, von der Mitteleuropa und beſonders Deutſchland

in dieſem Sommer heimgeſucht wird, wird vorausſichtlich wirt
ſchaftliche und wirtſchaftspolitiſche Folgen zeitigen, die ſich in
den kommenden Monaten mit zunehmender Stärke bemerkbar
machen und noch weit über die bevorſtehenden Reichstagswahlen
hinaus wirken werden. Lauten die Nachrichten von der Brot
getreideernte, die bei quantitativem Rückgang doch eine
gute Qualität zu verzeichnen hat, noch nicht gerade entwutigend,
ſo klingt dafür das, was man von den übrigen Zweigen der
land wirtſchaftlichen Produktion mit Ausnahme des Weinbaus
in dieſen Tagen zu hören bekommt, geradezu troſtlos. Futter
not, Viehſeuchen, ſchlechte Kartoffelernte, das
alles eröffnet für die Verbraucher in der Stadt ebenſo wie für
die Kleinbauern auf dem Lande trübe Ausſichten. Man rechnet
mit einem Angiehen der Fleiſch-, Milch- und Kartoffelpreiſe,
infolgedeſſen aber auch mit einem Höhergehen der Brotpreiſe,
kurz mit einer abermaligen allgemeinen Verteuerung der
Lebenshaltung. Für die Millionen der Jnduſtriearbeiter und
der kleinen Beamten bedeutet das eine Verminderung der Kauf
kraft ihres Lohns oder Gehalts, wachſende Entbehrung, Zu-
nahme der Krankheitsfälle, Verſchlechterung ihrer geſamten
Lebensbedingungen. Die Kleinbauern mögen in der Erhöhung
der Preiſe, die ſie für ihre Produkte erhalten, einen oft kaum
zureichenden Erfatz des erlitteyen Schadens finden. Die Groß-
grundbeſitzer wiſſen ſich zu ſalvieren, wenn ſie nicht noch aus
den Hungerpreiſen neuen Vorteil für ſich ziehen, und der
Zwiſchenhandel erlebt goldene Zeiten!

Das iſt das Empörendſte an den beſtehenden wirtſchaftspoli-
tiſchen Zuſtänden, daß die Not der Volksmaſſen für eine kleine

Minderheit zur Quelle des Gewinns werden, und daß zu ihrem
Vorteil die Preiſe der notwendigſten Lebensmittel geſteigert
werden noch weit über die von den Weltmarktverhältniſſen
diktierte Notwendigkeit hinaus. Wäre die Redensart vom Ge
meinwohl mehr als eine demagogiſche Phraſe im Munde der
bürgerlichen Parteien, gäbe es wirklich ein Volk als ein ein
heitliches Ganzes und nicht zwei Nationen im Volke, deren
Intereſſen einander ſchnurſtracks entgegenlaufen, dann müßte
die drohende Gefahr eines Notjahrs alle Teile der Bevölkerung
einander näher bringen und alle müßten ſich einigen in dem
Wunſche nach Maßregeln, um dem gemeinſamen Feind erfolg-
reich zu begegnen. Daß dabei die wirklich arbeitende Bevölke
rung des flachen Landes nicht geopfert werden darf, iſt für
einen Sozialdemokraten ſelbſtverſtändlich. Es iſt ſelbſtverſtänd-
lich, daß auch der Landarbeiter und der hart fronende Klein-
bauer ein Recht auf eine menſchenwürdige Exiſtenz hat, die
ihm die Wirtſchaftpolitik des Großgrund-beſitzes nicht zu gewähren vermag. Es iſt aber
ebenſo ſelbſtverſtändlich, daß die arbeitende Bevölkerung der
Stadt nicht noch mehr als unbedingt nötig hungern will, um
Großgrundbeſitzern und Zwiſchenhändlern die Taſchen zu füllen

Das Weſen unſerer Wirtſchaftsordnung iſt eine allgemeine
Anarchie, in der jeder nimmt, was er kriegen kann, und nur
die großen Räuber ſind es, die den Schutz dieſer ſogenannten
Ordnung genießen. Die Hochſchutzzollpolitik ſetzt den
Preiſen der Lebensbedürfniſſe Grenzen nach unten, aber nicht
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nach oben. Sie verhindert das Hinabgleiten der Preiſe unter
die Summe des Weltmarktpreiſes plus Zoll, ſie verhindert aber
nicht ihre phantaſtiſche Steigerung durch gewiſſenloſe Preis-
treibereien. Sie „ſchützt“ Reiche, indem ſie Arme zum Hungern
zwingt. Stünde es ſo, daß die wohlhabenden Leute etwas mehr
zu zahlen hätten, damit der Bauer leben kann wer wollte
ſich einer ſolchen Einrichtung widerſetzen? Aber die herrſchende
Wirtſchaftspolitikmäſtet Großgrundbeſitzer und ver
teuert den Arbeitern das Brot, ſie wirft die kon
ſumierenden Maſſen dem Zwiſchenhandel als ſchutzloſe Beute
hin. Und mehr noch: während ſie das Einkommen eines kleinen
Teils der Bevölkerung durch ſtaatliche Eingriffe erhöht, tritt
ſie den Arbeitern, die ihr Einkommen entſprechend den ge-
ſteigerten Preiſen zu erhöhen ſuchen, mit drohend gereckter
Fauſt entgegen.

Derſelbe Zentralverband der Jnduſtriellen, der den Agrariern
das Brot verteuern hilft, fordert neue Zuchthausgeſetze
gegen die Gewerkſchaften und findet dabei die wohlwollende
Unterſtützung der konſervativen Partei.

Die Arbeiter müßten eine Hammelherde ſein oder ſie müßten
Waſſer ſtatt Blut in den Adern haben, würden ſie ſich einer
ſolchen Wirtſchaft nicht mit dem Mut der Verzweiflung wider
ſetzen. Jhr Kampf richtet ſich nicht gegen die ehrlich ſchaffende
Arbeit des platten Landes, ſondern gegen die Grundrente
müßiger Großbeſitzer und gegen zwiſchenhändleriſchen Wucher-
gewinn, die aus den beſtehenden Zuſtänden den weitaus größten
Nutzen ziehen.

Darum heißt es beizeiten: Fort mit den Lebens
mittelzöllen, freie Vieh und Fleiſcheinfuhr, kein Miß-
brauch geſundheitspolizeilicher Maßregeln zu haochſchutz
zöllneriſchen Zwecken! Kampf um eine freie, auf gleichem
Wahlrecht beruhende Selbſtverwaltung der Ge-
meinden, die mit weiteſtgehenden Vollmachten gegenüber dem
Zwiſchenhandel in Lebensmitteln auszuſtatten ſind! Förderung
der Konſumgenoſſenſchaften, um wucheriſchen Pralk-
tiken des Zwiſchenhandels erfolgreich begegnen Zu können,
Hochdruck in der gewerkſchaftlichen Arbeit, um erhöhte
Koſten der Lebenshaltung durch Lohnſteigerung auszugleichen!

Erſparnis an militäriſchen ſcharfeBeſteuerung der Reichen, um den witklich Notleidenden
in Stadt und Land in ausreichender Weiſe helfen zu können!

Es klingt wie Hohn auf die Not des Volkes, wenn man lieſt,
daß ſich zurzeit nicht weniger als rund eine Million junger
arbeitskräftiger Männer „unter den Waffen“ befindet. Statt
ſich zur Abwehr zu ſammeln gegen den gemeinſamen Feind
aller Nationen, das drohende Hungergeſpenſt, verſchleudert
man Unſummen menſchlicher Arbeitskraft zur Vorberei-
tung eines großen Völkerſchlachtens und den
wahren Patrioten iſt's ja mit dem bloßen Vorbereiten auch
noch nicht genugl Sie möchten das Notjahr 191112 zum
Kriegsjahr machen, um im Namen der nationalen Ehre
auch das noch zu vernichten, was trotz Dürre und Seuche dem
Volk zur Friſtung des nackten Lebens übrig geblieben iſt. Die
Hochſchutzzöllner und Scharfmacher ſind zugleich die ärgſten
Kriegshetzer! Grenzſperre, Arbeiterunterdrückung, Krieg das
iſt ihr Notſtandsprogramm!

Wenn das Volk zur rechten Zeit die Augen aufmacht, wird es
ihm gelingen, die ſchlimmſten Folgen des drohenden Notjahrs
abzuwehren. Mag dieſes Notjahr ein Lehrjahr werden,
um die Solidarität aller Arbeitenden gegen
ihre Ausbeuter zu verwirklichen!
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Agrariſche Unerſättlichkeit. Seit etwa Jahre
friſt läßt der Direktor des Bundes der Landwirte, Abg. Hehn,
im Reichstag keine Gelegenheit vorüber gehen, ohne dafür ein-
zutreten, daß ein Zoll auf Seefiſche eingeführt wird.
Dieſen Zoll verlangt der Höchſtkommandierende der Lebens-
mittelwucherer lediglich aus Rückſicht auf ſeinen Wahlkreis,
und er hat es auch bereits erreicht, daß ein von den pommer-
ſchen Agrariern gegründeter Fiſchereiverein beim Reichstag
um Einführung eines Schutzzolles auf friſche Fiſche petitioniert
hat. Gegen dieſes Treiben erheben nun die Berufsfiſcher
der Friſchen Nehrung in einer Gegenpetition entſchieden
Proteſt, indem ſie darauf hinweiſen:

Durch die Einführung eines Schutzzolles auf friſche Fiſche
würde den Berufsfiſchern keinerlei Vorteil erwachſen. Es
würde durch die Einführung eines Fiſchzolls nicht nur uns,
ſondern namentlich den breiteren, ärmeren Schichten auf dem
Feſtlande ein billiges und geſundes Volks
nah rungsmittel verteuert werden. Außerdem
würde die im Wachſen und Blühen deutſche Fiſch
induſtrie ihre Betriebe teilweiſe ſchließen oder einſchränken
müſſen, wodurch Tauſende von Arbeitern und Arbeiterinnen
brotlos werden würden. Es bitten die Berufsfiſcher der
Friſchen Nehrung aus den angeführten Gründen von der Ein
führung eines Schutzzolles für friſche Fiſche abzuſehen.

22 m

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 14. Auguſt 1911.

Und noch eine Neichstagsnachwahl.
Aus Konſtanz wird gemeldet: Der Reichstagsabg. Geh.

Finanzrat Friedrich Hug iſt am Sonntag im Alter von
72 Jahren in Konſtanz geſtorben. Sr vertrat bei
den erſten badiſchen Wahlkreis KonſtanzUeberlingen
Stockach.

a



Bug gehörte dem Zentrum an, wie überhaupt der Wahl
kreis Konſtanz ſeit 1890 von ihm ununterbrochen vertreten
wurde. Vorher war der Kreis (von 1871—1890) national
liberaler Beſitz. Jm Jahre 1907 erhielten Stimmen:
Zentrum 14327, Nationalliberale 8596, Sozialdemokrat 2565.
Die Nationalliberalen werden durch dieſe Nachricht in die
peinliche Lage verſetzt, gegen ihre ſchwarzen Freunde an-
kämpfen zu müſſen, denn ſo wie in Düſſeldorf, wo ſie
zugunſten des Zentrums auf die Aufſtellung eines Kandidaten
verzichten (trotzdem ſie 1907 nicht weniger als 14000 Stimmen
hatten!), werden ſie es in Konſtanz nicht treiben können.
Da ſie hier als Hauptgegner der Schwarzen in Frage kommen,
wäre ihre erbärmliche Taktik für die Oeffentlichkeit doch zu
ſehr durchſichtig. Wären die Nationalliberalen nicht gar ſo
erbärmlich waſchlappig, ſo müßte es gelingen, dem Zentrum
auch dieſen Wahlkreis zu entreißen. Sicher iſt aber das eine,
daß die Sozialdemokratie einen ſtarken Stimmen
zuwachs zu verzeichnen haben wird.

Um Marokko.
Der „nichtsnutzige Unfug“.

Bethmann Hollweg hält es für notwendig, in der Norddeut-
ſchen Allgemeinen Zeitung noch einmal die Poſt wegen ihres
Marokkoartitels abzuſtrafen. Diesmal kommt es ihm haupt-
ſächlich darauf an, die Uebereinſtimmung zwiſchen Miniſtern

dem Kaiſer zu dokumentieren. An der Spitze der Wochen-
rundſchau in der Nummer vom 13. Auguſt ſchreibt die Nordd.

Algem. J.
Es war ein Rückfall in eine für überwunden gehaltene üble

Gewohnheit daß in demjenigen Teil der deutſchen Preſſe,
ver ſich für beſonders patriotiſch hält, ohne jeden Grund die
Perſon Seiner Majeſtät des Kaiſers in den politiſchen Tages-
ſtrei: gezerrt worden iſt. Der Appell von der deutſchen Re-
gierungspolitik an eine angeblich abweichende perſönliche
Politik des Monarchen wurde zuerſt in der ausländiſchen
Preſſe laut. Unſere nationalen Blätter konnten dieſen kläg-
lichen Verſuch, den Kaiſer gegen ſeine Berater auszuſpielen,
mit Verachtung ſtrafen oder ihn ernſt zurückweiſen. Un-
erhört aber war es, daß eine unter der Flagge einer
monarchiſchen Partei ſegelnde Zeitung, geſtützt
auf ausländiſche Tendenzmärchen, das Signal zu einer
neuen Kaiſerhetze gah. Der Streich iſt mißlungen. Die
deutſche Preſſe hat es, auch in Blättern alldeutſcher Richtung,
abgelehnt. in dieſe verleuderiſche Tonart gegen das
Oberhaupt des Reiches einzuſtimmen. Der antimonarchiſche
Hetzartikel verſündigte ſich nicht bloß in der Form; er
iſt in der Sache grundfalſch und tut dem Kaiſer bitter unrecht.
Er fördert eine Legendenbildung, die wir zerſtören müſſen.
Die Poſt hat in einer ſpäteren Auslaſſung noch wieder von
„einem kalten Sturzbad von Swinemünde“ geredet, worunter
ſie die Ausübung eines kaiſerlichen Druckes auf den Reichs-
kanzler und das Auswärtige Amt im Sinne ausländiſcher
Wünſche verſteht. Das iſt abermals nichtsnutziger
Unfug. Die Durchführung unſerer Politik erfordert es,
rückſichtslos mit der Unwahrheit aufzuräumen, dieſe Politik
weiſe in irgendwelcher Unent ſchloſſenheit an höchſter Stelle
einen ſchwachen Punkt auf, mit dem das Ausland rechnen
könne.

So ſcheinbar entſchieden das klingt, ſo wenig täuſcht man ſich
darüber, daß ſich Wilhelm II. von den Einflüſſen der Kriegs-
treiber völlig fernhalten könnte. Der ganze Spektakel beſtätigt
nur immer wieder, daß endlich das Volk ſeine Geſchicke in
die Hand nehmen muß, denn die Regierung kann jeden Augen
blick wieder umſchwenken.

und

Der Aufruf des Parteivorſtandes
gegen die Kriegshetze und den Marokkoſchacher wird von
unſerem franzöſiſchen Bruderblatt, der Humaniteé, voll-
inhaltlich wiedergegeben. Die Humanités ſchreibt dazu:

„Es iſt wertvoll, immer von neuem wieder der von der fran
zöſiſchen Bourgeoiſie verbreiteten Verleumdung entgegenzu-
treten, nach der die Sozialiſten Deutſchlands als gelehrige
Schüler der kriegeriſchen Abſichten des Jmperialismus hin-
geſtellt werden. Genau ſo wie die Herrſchenden von da drüben

Genoſſe Bauer erinnerte erſt kürzlich in der Verſammlung
im Wagramſaale daran unſeren deutſchen Genoſſen gegen-
über den „Patriotismus“ der franzöſiſchen Sozialiſten nicht
genug zu rühmen wiſſen.

Ferner kann man kaum beſtimmter und klarer als in dieſem
Aufrufe dartun, daß die Aktion des Sozialismus gegen den
Krieg ſich nicht auf rein platoniſche Friedensbeteuerungen be-
ſchränkt. Sie richtet ſich vielmehr direkt gegen die Urſachen des
Krieges, die im Kapitalismus ihre Wurzel haben, vor allem
aber gegen die koloniale Entwicklungspolitik als der Schöpferin
der Konflikte.

Wie man ſieht, haben unſere deutſchen Genoſſen nicht die
Abſicht, ſich mit dem Erfolge der zwei oder drei internationalen
Kundgebungen zu begnügen. Sie ſetzen in ihrer Heimat den
Kampf fort, indem ſie ihn verſchärfen. Das iſt die Pflicht der
Arbeiterklaſſe in allen Ländern.“
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Neue Unruhen? Der Korreſpondent des Matin in
Tanger will von zuverläſſiger Seite Nachricht über Unruhen
im Sugzgebiet erhalten haben. Farndant, die Hauptſtadt
des Suzgebietes ſoll von Stämmen, die dem dortigen Scheich
ſeine Freundſchaft mit den Chriſten nicht verzeihen können,
erobert und gepfändet worden ſein, auch mehrere Per-
ſonen wurden getötet. Man verſichert, daß ſich in der dortigen
Gegend drei Deutſche, die Agenten der Gebrüder Mannes-
mann ſind, und drei Franzoſen aufhalten, von denen einer ein
Agent der Compagnie maroccaine iſt, während die beiden
anderen Beamte der Union des mines ſind. Wieweit die Un-
ruhen auf dieſe „Pioniere“ des Kapitalismus zurückzuführen
ſind, läßt ſich nicht feſtſtellen.

„Der Tag nach der Revolution.“
Gewerkſchaftliche Reiſeeindrücke.

u us Paris, 12. Auguſt, ſchreibt uns unſer Mitarbeiter:
Es iſt viel über den Beſuch der franzöſiſchen Gewerkſchaften

in Deutſchland geſchrieben worden, beſonders von der bürger-
lichen Preſſe Frankreichs, die ſich noch immer nicht darüber
tröſten kann, daß ſich die franzöſiſchen Syndikaliſten durch den
Augenſchein überzeugen konnten, daß die organiſierten Arbeiter
Deutſchlands ebenſowenig kriegslüſtern ſind, wie ihre fran-
zöſiſchen Kameraden. Für uns war beſonders intereſſant, den
Eindruck kennen zu lernen, den die deutſchen Gewerkſchaften
auf die franzöſiſchen Delegierten gemacht haben. Am beſten
und unmittelbarſten geht das zweifellos aus einem Artikel
hervor, den Georges Yvektoi, der von der Berliner Poli-
zei ausgewieſene Sekretär der Konföderation in deren Organ
veröffentlicht hat. Yvetot, das ſei vorausgeſchickt, iſt Anarchiſt
und Gegner der zentraliſtiſchen Gewerkſchaften. Er ſchreibt
u. a.: „Wir haben das Räderwerk der Gewerkſchaften Deutſch
lands beobachtet, kommentiert, beurteilt. Es war inſtruktiv.
Aus dem Munde der bedeutendſten Kämpfer der ſtärtſten Or-
ganiſationen haben wir die koloſſalen Zahlen der Mitglieder
und der Mitgliedsbeirrage kennen gelernt. Es iſt bewunderungs-
würdig! Was ich bewundert habe, das war die Ord-
nung und Reinlichkeit überall. Was mich gehoben hat, das war,
beſcheidene, ſehr beſcheidene Kämpfer am Werke zu ſehen, die
ſich weder Päpſte noch Pfiffiküſſe glauben, die einfach und
diskret ſtolz auf das vollendete Werk bleiben, die in unbekann
tem Ehrgeiz beſtrebt ſind, es noch zu verbeſſern, ohne Prahlerei,
ohne Autoritätsſucht, ohne Lärm. Jch war darauf gefaßt, daß
man uns mitteilen würde, daß die Gewerkſchaftsbeamten
Deutſchlands Pfründner ſeien, wie in England und vor allem
in Amerika. Aber mit welch angenehmer Enttäuſchung wurde
ich aufgeklärt, daß ihre Gehälter den unſeren gleichkommen,
das heißt ausreichend und normal ſind Wir haben viel
von ihnen zu lernen, ſie haben aber auch von uns zu lernen.
Wir haben, als wir euch beſuchten, deutſche Kameraden be
griffen, welche Schätze von Verwaltung eure Organiſation ent
hält: Jhr ſeid reif, um die Geſellſchaft nach der
Revolution zu verwalten.

Stellen wir uns einmal unter uns vor, daß Dieſe ſoziale
Revolution, die das geſamte Proletariat der Welt anſtrebt, drei
Phaſen hätte. Wir werden ſofort leicht zugeben können, daß
die franzöſiſchen Gewerkſchaften deren Vorabend ſind
ſie ſind die Aktion und daß die deutſchen Gewertſchaften der

Tag nach der Revolution ſind ſie ſind die Ver
waltung.

So vervollſtändigen ſich die beiden unterſchiedlichen Formen
unſerer Gewerkſchaften in harmoniſcher Weiſe und niemand
von uns hat Urſache, den andern zu verläſtern. Am beſten iſt,
ſich zu verſtehen und zu vereinigen. Dazu ſoll unſere Reiſe
nach Berlin gedient haben, dazu wird ſie dienen. Sie hat noch
zu etwas anderm, Unmittelbarem, viel Ernſterem gedient: Die
Brüder haben ſich erkannt, die Brüder haben unter ſich den
Bund effektiver und dauernder Freundſchaft beſiegelt. Und
das, Bourgeois Frankreichs und Deutſchlands, iſt ungeheuer
ernſt.

Reſerveoffizier und politiſche Aeberzeugung.
Jn der Diskuſſion über die vom preußiſchen n r

geforderte Geſinnungstüchtigkeit der Reſerveoffizikre wurde
mitgeteilt, daß der fortſchrittliche Reichstagsabgeordnete Dr.
Potthoff unangefochten bayriſcher Reſerveoffizier ſein
könne, ohne daß ihm die oppoſitionelle Haltung in dieſer mili-
täriſchen Stellung irgendwie ſchade. Dieſe Behauptung trifft
nicht zu und die bayriſche Regierung hat keinen Anſpruch auf
das Lob, das darin für ſie lag. Das Berliner Tageblatt ver-
öffentlicht jetzt eine Stelle aus einem Briefe des Dr. Potthoff,
die folgendermaßen lautet:

Jch habe zwar ein Jahrzehnt lang die Uniform des
Reſerveoffiziers (in Bayern) getragen, aber ſeit einigen
Monaten meinen Abſchied genommen, weil das Bezirks
kommandeo ſich erlagubte, meine politiſche Tärig-
keit zu kritiſieren und das Kriegsmini-
ſte rium dem zuſtimmte.

Alſo in Bayern wie in Preußen. Soweit iſt die Ver-
preußung des Südens ſchon vorgeſchritten, daß auch Bayern
trotz aller militäriſchen Reſervatxechte der Reſerveoffizier eine
politiſche Meinung nur haben darf, wenn ſie der Regierung
zugute kommt.

Mecklenburger Zwickmühle.
Die mecklenburgiſchen Junker, die bisher die Einführung

einer Verfaſſung für die beiden Mecklenburg verhinderten, be-
ſaßen jüngſt die Unverfrorenheit, in einem von ihnen aufge-
ſtellten Verfaſſungsentwurf zu verlangen, daß die Maſſe
des Volkes entrechtet bleiben müſſe. Dieſen Vor-
ſchlag haben die trutzigen Ritter nunmehr dem Großherzog von
Mecklenhurg-Strelitz überreicht, der den Herren die für einen
Landesfürſten immerhin recht bemerkliche Antwort gab:

Der mir bereits bekannte Jnhalt der von Jhnen über-
reichten Reſolution meiner getreuen Ritterſchaft erfüllt mich
mit Betrübnis und aufrichtiger Sorge. Jch bedaure dies
ſehr. Jch bin ſtets der Ueberzeugung geweſen, daß das Be-
diirfnis nach einer Aenderung der beſtehenden Landesver-
faſſung vor allem aus der Nyotwendigkeit entſpringt,
weitere Kreiſe der Bevolkerung zur Beratung und Beſchlußfaſſung über die wich-
tigſten Landesange legenheiten heranzu-
ziehen, und zwar ſchon allein aus dem Grunde, weil die
perſönlichen und pekuniären Opfer, die für die Förde
rung der Landesintereſſen gebracht werden müſſen, wie in
allen deutſchen Staaten, ſo auch bei uns von Jahr zu Jahr
größere und beſchwerlichere werden.

Das klingt ganz nett, iſt aber nichts weiter, als ein neuer
tauber Zug in der Zwickmühle. Die Rede beſtätigt wiederum,
daß die weiteren Kreiſe“ nur deswegen herangezogen werden
ſollen, weil die Staatskaſſe leer iſt und die Junker ihren Herrn
viel zu knapp halten. Der mecklenburgiſche Landesvater iſt in
einer verzwickten Lage, denn dieſe Rede werden die „Ritter“
nicht ungerochen hingehen laſſen.

Deutſches Reich.
Hintertreppenpolitik. Der Schwiegerſohn des verſtorbenen

„Königs“ Stumm, Generalleutnant z. D. v. Schubert, iſt
im Wahlkreiſe Neunkirchen wieder als Kandidat für die kom-
menden Reichstagswahlen aufgeſtellt worden. Auf den
ſchüchtern erhobenen Einwand, daß er ſich im Reichstage nur
wenig bemerkbar gemacht habe, bemerkte er: perſönliche
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Dmitriewna ſo wurde Nataſchas Mutter kurzweg ge
nannt wollte ein anſtändiges gſcéaft leiten. Auf dieſe
Weiſe hoffte ſte ſich gute Stammgäſte heranzuziehen. Da
machte ſie aber bald die Erfahrung, daß die Ruſſen im all-
gemeinen ſchlechte Biertrinker ſind, daß die vielen, im Vororte
exiſtierenden Bierſchenken vom Bierhandel allein unmöglich
beſtehen konnten und daß ſie im Grunde nichts als „geheime“
Schnapsbuden und Bordelle waren, in welchen Unzucht und
ſchamloſeſte Ausbeutung der armen Opfer auf die Spitze ge
trieben wurden. „Geheim“ konnte man dieſe Schandbuden
jedoch nur inſofern nennen, als die Polizei ſich redlich bemühte,
ihre Exiſtenz der hohen Obrigkeit gegenüber zu verheimliggen.
Es beſtand nämlich ein erbitterter Kampf der offiziell beſtätig-
ten, ſehr hohe Steuern zahlenden Etabliſſements dieſer Art
mit den Kneipen. Zwar wurden infolge der endloſen Klagen
der „Privilegierten“ vom Generalgouverneur oft ſtrenge
Unterſuchungen angerrdnet. Dieſe Unterſuchungen hatte die
Polizei zu führen. Die Polizei hatte jedoch das größte Jnter-
eſſe daran, das Unweſen zu bemänteln. Es war das eine der
ergiebigſten Einnahmequellen der niedrigſten als auch der
höchſten Chargen des betreffenden Reviers.

Weil nun Dmitriewna dem frechen Anſinnen der Polizei,
ebenfalls hohe Abgaben zu zahlen, nicht entſprechen wollte,
wurde ſie ſehr bald von ihr aufs ärgſte ſchikaniert. Da auch
die erhoffte anſtändige Kundſchaft ausblieb, ſah die Frau ihren
baldigen Ruin vor Augen, wenn ſie nicht ihr Syſtem änderte.
Jn der Schenke hatte ſie ſich ſehr bald angewöhnt, manches
Glas Bier über den Durſt zu trinken. Und in der Bierlaune
war ſie den Einflüſterungen und Ratſchlägen anderer weit
zugänglicher. So dauerte es nicht lange und Dmitriewna
ſchwamm mit dem Strom.

Wenn nun aber auch ihr Geſchäft anfänglich einen Auf-
ſchwung nahm, ſo ging es dafür mit ihrer Moral immer mehr
bergab. Und in einer ſittlich auf tiefſte verkommenen Sphäre
verlebte Nataſcha ihre Kinderjahre. Freilich, anfangs wußte
ſie noch nicht, was all die vielen Dirnen zu bedeuten hatten,
welche beſtändig in der Schenke herumlungerten. Sie wußte
aber ſehr gut, daß es etwas Unerlaubtes war. Kamen mal
aus der Stadt höhere Beamte, um die Bierſchenken Kuna-
vinos zu revidieren, ſo waren es die Kinder, welche die Nach
richt von den Schutzleuten zuerſt erhielten, da ſie ſich ja
meiſtens auf der Straße umhertummelten. Dann liefen die
Kleinen, was ſie nur laufen konnten, zu den Eltern, um ſie
vor der drohenden Gefahr zu warnen. Jm Nu waren die
Dirnen aus dem Schankzimmer verſchwunden, und die Unter-
ſuchungskommiſſion konnte der hohen Obrigkeit t daß
ſie alles in beſter Ordnung gefunden habe, und da die. Klagen

der Bordellwirte und Schnapsbuden ſich wieder einmal als
müßige Denunziationen erwieſen hätten.

Oft allerdings hing die Entdeckung an einem Haar. Nata-
ſcha erinnerte ſich ſolcher Szenen nur zu gut. Man hatte es
ſchließlich doch begriffen, daß die Polizei mit den Bierwirten
gemeinſame Sache machte, und wollte der Sache auf den Grund
gehen. Jedoch auch für plötzliche Ueberraſchungen waren allè
Sicherheitsmaßregeln getroffen. Nach den beſtehenden Be-
ſtimmungen durften nämlich die Schenken mit der Wohnung
des Jnhabers nicht zuſammenhängen, auch nicht ſeparate Aus
gänge in den Hof haben, wo die Dirnen gewöhnlich wohnten.
Es hätte alſo der Verkehr der Mädchen durch die Ladentür
geführt werden und dadurch bald in der Nachbarſchaft auf-
fallen müſſen. Davon war jedoch nur ſehr ſelten etwas zu
merken. Wie oft war doch Nataſcha durch die hinter dem
Ladentiſch befindliche, mit Tapeten verkleidete, kaum zwei
Fuß hohe, geheime Tür geſchlüpft, welche aus der Schenke in
die Stube ihrer Mutter führte. Von dort konnte man un-
mittelbar in den Hof gelangen. Dieſe Geheimtür wurde von
den Mädchen faſt immer, von den Männern ſehr oft als der
kürzeſte und unauffälligfte Weg zu den Zimmern der Dirnen
benutzt.

Die Mutter mochte trotz des wüſten Lebens, welches ſie
ſchließlich nur noch führte, erkannt haben, daß ihr aufgewecktes,
munteres Kind in der ſchlechten Umgebung verderben und ver-
kommen müßte; außerdem war Nataſcha ihr inſofern läſtig
geworden, als ſie vor ihr nicht mehr das Verhältnis glaubte
verbergen zu können, welches ſie mit Gawrjuſcha, einem viel
jüngeren, aber gänzlich verbummelten Subjekt, angeknüpft
hotte. So mußte das Kind aus dem Hauſe und wurde in
die Stadt zu einer Damenſchneiderin in die Lehre gegeben.

Dort wurde die Arbeitskraft der Kleinen ſchon früh aufs
ſchamloſeſte ausgenutzt. Jm erſten Jahre bekam ſie überhaupt
nur ſehr ſelten eine Nadel in die Hand, morgens um ſechs
mußte ſie ſich ſchon von ihrem harten Lager erheben, den
großen Samowar, den ſie kaum heben konnte, in die Küche
ſchleppen, mit Kohlen füllen, brennende Sienſpäne nachſtecken,
das eiſerne Abzugsrohr anſtellen und das Waſſer zum brodeln
bringen. Nach dem Tee hatte ſie die Zimmer zu fegen, die
Betten zu machen, die Kinder ihrer Prinzipalin zu warten,
in die Bude oder mit der Köchin auf den Markt zu laufen,
kurz alle Dienſte einer Magd zu leiſten. Und das ging ſo bis
Mitternacht. Dann ſuchte das arme achtjährige Kind erſchöpft
ſein Lager auf, um am nächſten Morgen wiederum den großen
Samowar in die Küche zu ſchleppen.

Als endlich eine neues Lehrmädchen eingeſtellt wurde, kam
Nataſcha in die Nähſtube. Sie war gelehrig, geſchickt und be-
kam infolgedeſſen bald auch beſſere Arbeit, als Seftfäden aus-
ziehen. Freilich wurde ſie auch hier nicht geſchont. Nament-
lich zur Zeit der Saiſon hatten die Nähberinnen ein wahres
Sklavenleben. Mußte eine Beſtellung fertig werden, ſo wurde
oft die ganze Nacht hindurch gearbeitet, und dann gab es
nur wenige Stunden Schlaf. Während dieſer Zeit, im Herbſt,
vor Weihnachten und vor Oſtern, ſaden die Mädchen alle vor
Uebermüdung aſchfahl aus; aber da war eben nichts zu

machen: die Arbeit mußte fertig werden, damit die Beſtellerin
zufriedengeſtellt würde.

Nur während der erſten Sommermonate gab es für die
Schneiderinnen in Niſchny-Nowgorod wenig zu tun. Dann
durften die Mädchen öfter nach Hauſe und konnten ſich erholen,
um' ſchon nach kurzer Zeit die kaum geſammelten Kräfte
wiederum für ihre Gebieterin zu Markte zu tragen. War es
da zu verwundern, daß die Mädchen, kaum den Kinderſchuhen
entwachſen, die erſte Gelegenheit benutzten, um ſich ein leich-
teres Leben zu ſchaffen Wo anders in der weiten Welt ent
nimmt auch die Armee der Proſtituierten ihren Nachſchub vor
zugsweiſe der Nähſtube, als in Rußland? Man wettert gegen
die Sittenloſigkeit der jungen Mädchen, gründet Magdalenen-
ſt te, wo Scheinheiligkeit gezüchtet wird, und die hohen Damen
ich Ehrenzeichen für ihre chriſtlichen Liebeswerke verdienen
aber die Wurzel des Uebels läßt man unberührt. Und die
Damenſchneiderinnen jammern über den Mangel an Nähe-
rinnen!

Da Nataſcha ihre erſte Kindheit im Hauſe der Mutter in
Elend und Entſagung hatte zubringen müſſen, etwas beſſeres
alſo überhaupt nicht lannte, fo erſchien ihr die Lehrzeit bei
der Schneiderin trotz aller Schattenſeiten als eine Erlöſung.
Sie hatte hier wenigſtens ihr regelmäßiges, nahrhaftes Eſſen,
was zu Hauſe nie der Fall geweſen war. Und da ſie einen
kräftigen Organismus hatte, konnte ſie das ſchwere Leben
noch verhältnismäßig leicht ertragen. Sie machte gute Fort-
ſchritte und konnte nach ihrer achtjährigen Lehrzeit auch etwas
leiſten. Das erfreute ſie, und ſie dachte daran, wie ſchön es
doch ſein müßte, einſt ſelbſtändig zu werden.

Trotz ihrer großen Jugend war ſie mit fünfzehn Jahren a
gut entwickeltes und ſehr hübſches Mädchen. Es fehlte ihr ſeh
bald nicht an Gelegenheit, Herrenbekanntſchaften zu machen.
Ja, ſie kannte einige Schneidermädchen, welche ſich längſt nicht
mehr mit der Nadel ernährten, ſich dafür aber ein Geſchäft
daraus machten, ihre unerfabrenen ehemaligen Kolleginnen
zu verkuppeln. Dazu gab es gerade in Niſchny-Nowgorod in-
folge der großen Meſſe, die dort jährlich abgehalten wird, Ge
legenheit die Hülle und Fülle. Nataſcha hatte jedoch ſchon in
der Kindheit ſo manches geſehen, was ſie ſpäter, als ſie dar
über nachdenken lernte, begriff. Sie wußte ſehr gut, was für
ſie auf dem Spiele ſtand, und verſtand es, den ihr wiederholt
geſtellten Schlingen geſchickt auszuweichen. Jhre Mutter be
ſuchte ſie nur ungern, weil das wüſte Leben in der Schenke ihr
zuwider war. Während ſie zur Jungfrau heranreifte, ent-
wickelte ſich bei ihr auch das Schamgefühl überaus ſcharf, und
gleichzeitig der feine Jnſtinkt des ſchützenden Abwehrtriebes.
Aus dieſem Grunde fühlte ſie auch bald heraus, daß tie
Mutter ſeit einiger Zeit in einem genz anderen Ton mit ihr
ſprach, als früher. „Ach, Netaſchinka, wie biſt du groß, wie
biſt du ſchön geworden,“ ſagte die Alte jedesmal zu ihr, wenn
die Tochter ſie beſuchte. Und Gawrjuſcha, der ſich längſt ganz
bei der Mutter einqugertiert hatte, ihr beim Geſchäft half,
aber meiſtenteils mit ihr um die Wette trank, warf dem Mäd
chen wiederholt lüſterne Blicke zu.

(Fortſetzung folgt.)



Beziehungen zu den Miniſtern ſelen wertvoller als
wüſte, zum Fenſter des Parlaments hinausgehaltene Reden.

Herr v. Schubert, der ſich hier ſeiner Arbeit hinter den
Kuliſſen rühmte, iſt Hoſpitant der nationalliberalen Partei.

„Spionage.“ Jn Metz wurden wieder einmal vier Mann
wegen „Spionage“ verhaftet. Es handelt ſich um Leute, die
früher bei der Fortkifikation tätig waren. Einer der Ver-
hafteten wurde freigelaſſen und entfloh nach Frankreich. Von
den anderen iſt einer ein früherer Fremdenlegionär.

Anarchiſtiſcher Kuchen. Die Polizei übermittelt der Ber-
liner bürgerlichen Preſſe wieder einmal eine anarchiſtiſche
Schauergeſchichte. Einem bekannten Berliner Anarchiſten ſoll
aus London eine Kiſte mit Kuchen zugegangen ſein, als man
aber die Kiſte auf dem Zollamt zum Zwecke der Verzollung ge
öffnet und den Kuchen unterſucht habe, ſeien anarchiſtiſche und
antimilitariſtiſche Schriften in dem Kuchen verborgen geweſen.
Abſender dieſes intereſſanten Pakets ſoll ein gewiſſer
Moiſſett in London ſein. Die Staatsanwaltſchaft habe
die Sendung beſchlagnahmt. Wahrſcheinlich wird ſich vie
ganze Geſchichte als ein Hundstagskuchen herausſtellen.

Aus der Partei.
Der Reviſionismus in Stuttgart.

Jn Stuttgart hat unſere Parteiorganiſation ſchwere
innere Kämpfe durchzumachen, die ſich ſeit etwa einem Jahre
in heftigen Differenzen entladen. Dieſe Kämpfe kommen nicht
von ungefähr, entſpringen nicht perſönlichen Quertreibereien“,
wie die Reviſioniſten ſo gern glauben machen möchten, nein,
dieſe Kämpfe ſind ein Produkt der unaufhaltſamen indu-
ſtriellen Entwicklung, die die Klaſſengegenſätze ver-
ſchärft und es unbedingt erforderlich macht, daß dieſer ſcharfe
Klaſſenkampf durch die Führer der Partei im öffentlichen
Leben und in der Preſſe klar und ſcharf zum Ausdruck
kommt. Daran hapert's aber in Stuttgart das iſt die
Nrſache der Konflikte. Ehedem war es in der ſchönen
ſchwäbiſchen Hauptſtadt ſo reizend gemütlich und die Größe
und Tiefe der Klaſſenkämpfe noch nicht ſo augenfällig, daß die
Maſſen ohne weiteres klar ſehen und die ſchärfſte Tonart
fordern konnten. Es entſprach durchaus dem Stande der Dinge,
daß alle führenden Aemter und Poſten der Partei mit Genoſſen
beſetzt wurden, die den Schwerpunkt der proletariſchen Macht
mehr im Unterhandeln und Parlamenteln mit den Gegnern
als in der ſcharfen Herausſchälung des Klaſſenkampfſtand-
punktes und der unwverſöhnlichen Gegnerſchaft gegen alle
bürgerlichen Parteien und ihre Regierung erblickten. Hinzu
kam die Enge des kleinen württembergiſchen Staatsweſens und
der freiere geſellſchaftliche Ton Süddeutſchlands. Durch dieſe
jahre- und jahrzehntelange „harmoniſche“ Parteitaktik wurde
der ganze Führungsapparat mit großer Präziſion auf die
„Richtung“ eingeſtellt, die die Partei als „xreviſioniſtiſch“, beſſer
„opportuniſtiſch“ charakteriſiert hat.

Nun hat aber die ſozial revolutionierende Tätigkeit der kapi-
taliſtiſchen Entwicklung nach und nach ſo ſtark eingeſetzt, daß
nicht nur Groß-Stuttgart eine Proletarierzentrale geworden,
ſondern auch auf dem Lande überall die Klaſſengegenſätze ver
tieft und verſchärft worden ſind. Dieſe ſoziale Revolutionierung
arbeitet an der politiſchen, ſo daß die Proletariermaſſen den
Klaſſenkampf in all ſeiner Gewalt und ſeinen Konſequenzen
verſtehen gelernt haben trotz dem Fehlen der theoretiſchen
Aufklärung durch die reviſioniſtiſche Tagwacht. Die Stutt-
garter Genoſſen haben ſich entſprechend ihrer Anſchauung bald
eine Parteileitung gegeben, die den politiſchen Klaſſenkampf
in ihrem Sinne führt. Aber die Preſſe verſagte, ſie blieb auf
den altgewohnten Ton geſtimmt. Der Konflikt wurde ver-

ſchärft durch die unglückliche Aufſtellung Lindemanns als
Bürgermeiſterkandidaten, was bekanntlich gegen die Emp-
fehlung der Parteileitung im Kampfeseifer beſchloſſen wurde.
Lindemanns Art der Kampfesführung wirkte aber „aufklärend“
genug, ſo daß die Maſſen einmal in praktiſcher Form ſahen,
wohin die Reiſe der Führer geht. Die Stuttgarter Genoſſen
erkannten, daß ſie ſich unbedingt einen entſcheidenden Einfluß
auf die Redaktionsführung der Tagwacht ſichern müſſen, um die
grundſätzliche Schulung der Genoſſen ſo betreiben zu können,
daß eine Einheitlichkteit in Theorie und Praxis des
Klaſſenkampfes hineinkomme. Bisher unterſteht die Tagwacht
nur der Kontrolle durch den Landesvorſtand und den Landes-
ausſchuß, der in den altgewohnten und „bewährten“ Bahnen
arbeitet. Jn einer großen Parteiverſammlung wurde über die
Taktik der Tagwacht zu Gericht geſeſſen und mit erdrückender
Mehrheit die Errichtung einer Preßkom miſſion be-
antragt, in die der Landesvorſtand ruhig ein Drittel der Mit-
glieder entſenden ſoll. Der kommende Landesparteitag ſoll
darüber Beſchluß faſſen.

Nun hat die Redaktion der Tagwacht in ihrer geſtrigen
Sonntagsausgabe einen langen Artikel „Zur Abwehr“ ver
öffentlicht, in der ſie den Stuttgarter Genoſſen den Vorwurf
macht, ſie hätten ihr das Recht der freien Meinungsäußerung
entzogen. Das treibt den Konflikt auf die Höhe, denn dieſer
Vorwurf iſt eine Provokation und wird von den Gegnern
wie wir ſoeben bereits in einem eiligen Telegramm der Frankf.
Zeitung leſen ſofort ausgenutzt, um über „den Terrorismus“
in der Partei zu zetern. Dabei genießt die Redaktion der Tag
wacht das Recht der freien Meinungsäußerung ſo reichlich, daß
ſie mehr als eine Seite lang gegen die Stuttgarter Partei-
genoſſen ſchreibt.

Jntereſſant iſt, daß ſich, die Tagwacht in herzbrechenden
Tönen immer wieder gegen den Vorwurf wehrt, ſie habe ihre
Taktik im reviſioniſtiſchen Sinne geändert. Uns ſcheint, daß ſie
in dieſem Falle recht hat ſie hat ſich wirklich nicht
geändert! Den Stuttgarter Genoſſen erſcheint dies nur ſo,
weil ſich die Stuttgarter Genoſſen inzwiſchen zur
Klarheit über den ſchärfſten Klaſſenkampf durchgerungen
haben, dieſe Erkenntnis aber im Preßorgan nicht zum Ausdruck
kommt. Früher genügte ihnen die Haltung der Tagwacht, da
ſie ihrem Empfinden entſprach, jetzt aber nicht mehr, da
ſie inzwiſchen von der Entwicklung der kapitaliſtiſchen Tatſachen
eines beſſeren belehrt wurden. So erklärt ſich der ganze innere
Kampf, der unbedingt einmal, ſei es wann es ſei, mit dem Siege
der „radikalen“ Taktik enden muß.

Durch die Erkenntnis dieſer ſachlichen Urſachen ergibt ſich
auch, daß den Redakteuren ein perſönlicher Vorwurf nicht ge
macht werden kann, trotzdem ihnen die Kämpfe gegen ihre
Haltung freilich als „perſönliche Ranküne“ erſcheinen und ſie
nur in den paar Wortkführern der Radikalen das ganze Unheil
ſehen. Dieſer Gedankengang entſpricht durchaus reviſioni-
ſtiſchen Anſchauungen über die geſellſchaftliche Entwicklung im
Kleinen, trotzdem wird auch er einmal erledigt werden.

Wir haben dieſe Ausführungen gemacht, weil Stuttgart als
Schulfall für die Kämpfe um die Preſſe gelten kann und zu
ihrem Verſtändnis und zur Belehrung der Genoſſen außer-
ordentlich beiträgt. Die Stuttgarter Kämpfe gehen weiter und
werden ihre Wellen bis auf den Parteitag werfen.

Wie der Genoſſe Hildenbrand, Reichstags und Land
tagsabgeordneter für Stuttgart, mit der Meinung der Partei-

auch tatſächlich verraten worden.

genoſſen umſpringt, dafür erbrachte ſeine „Verteidigung“ der
Teilnahme am Miniſtereſſe den Beweis. Er ſagte u. a.:
„Die württembergiſche Fraktion habe einer ſolchen Einladung

ſchon wiederholt Folge geleiſtet. (Zuruf: Leiderl) Auch in
dieſem Jahre ſei bei ihr angefragt worden. (Zuruf: Was
Jhr ſpeiſen wollt Nein, nur ob wir teilneymen würden. Viele
Genoſſen hatten abgelehnt. Er ſej aber den noch hingegangen.
Jch bin mir wohl bewußt, daß ich heute abend Jhre Stimmung
nicht ändern kann und will. Jch ſpreche mehr zu meiner
eigenen Bexuhigung, Sie können ſich ruhigentrüſten.
(Stürmiſche Entrüſtungsrufe, mehrfach: Unverſchämtheit!) Zu
mir kommen viele Leute, die Anliegen öffentlicher Art haben;

um etwas zu erreichen, bin ich gezwungen, zum Miniſter zu
gehen. Wäre nun die geſamte Fraktion der Einladung nicht
gefolgt, die übrigens eine geſellſchaftliche Angelegenheit iſt, ſo
hätte dies der Miniſter als eine Brüskierung
empfinden müſſen. (Gelächter.) Jhn beruhige das Bewußt-
ſein, ſo lange er der Partei angehöre, ſtets ſeine Pflicht getan
zu haben.“

Man ſieht hier den parlamentariſchen Kretinismus in der
abſchreckendſten Form. Nur den erhabenen Herrn Miniſter
nicht „brüskieren“, der könnte das übel nehmen. Aber die
Proletarier, die Parteigenoſſen, die „können ſich ruhig ent-
rüſten“, auf ihre Meinung pfeift mann. Zum Glück gab die
Verſammlung eine deutliche Antwort auf dieſe Herausforde-
rung. Sie nahm mit allen gegen ein paar Stimmen folgende
Reſolution an:

Die württembergiſche Regierung hat ihre unmißverſtänd-
liche Abſicht kundgegeben, einem ſozialdemokra-
ti ſchen Oberbürgermeiſter der Landeshauptſtadt
die Beſtätigung zu ver ſagen. Sie hat den ohnehin bis zum
Zuſammenbrechen belaſteten Volksmaſſen indirekte Steuern
in Geſtalt neuer und erhöhter Sporteln und Ge-
bühren aufgehalſt. Sie hat die ſofortige Beantwortung
der Marokkointerpellation der ſozialdemokratiſchen Land-
tagsfraktion höhniſch abgelehnt und damit der Frak-
tion wie dem geſamten Proletariat ſchnöde Miß-
achtung erwieſen. Wenn ſchon dieſe Tatſachen eine Teil-
nahme von Sozialdemokraten an höfiſchen Kundgebungen
und Miniſterbanketten ausſchließen, ſo verbietet die prin z i-
pielle Gegnerſchaft der Sozialdemokratie gegenüber
dem Staat der Ausbeuter derartige Anbiede-

rungen an die Monarchie und ihre Handlanger von
vornherein. Deſſen ungeachtet haben ſozialdemokratiſche Ab-
geordnete es ſich nicht verſagen können, am Tiſch des Mint-
ſterpräſidenten und Miniſters des Aeußern Herrn von Weiz-
ſäcker zu gaſtieren. Die Verſammlung verurteilt a u f
das entſchiedenſte jeden derartigen Vorgang und
fordert von ihren Vertretern, daß derartige Staatsaktionen
in Zukunft unbedingt untekbleiben.

Dieſe Vorgänge in Stuttgart erweiſen ſehr klar, daß ſchier
unüberbrückbare ſachliche Gegenſätze zwiſchen der Maſſe
der Parteigenoſſen, den Proletariern und ihren Ver-
tretern, den reviſioniſtiſchen Nurparlamentariern,
klaffen.

Ausland.
Rußland.

Kein Platz für Katorgagefangene! Nach den Angaben der
Hauptgefängnisverwaltung ſind in Stibirien bloß 4000 „Plätze“
für Katorgagefangene (Zuchthausgefangene) und 1000 beim
Bau der Amurbahn vorhanden. Die Zahl der Katorga-
gefangenen, unter denen ſich ein großer Teil politiſcher
Gefangener befindet, hat aber jetzt die Höhe von 14000 erreicht
und in jedem Monat kommen noch etwa 300 hinzu. Selbſt die
berüchtigten Katorgagefängniſſe im europäiſchen Rußland er-
weiſen ſich für dieſe Opfer des Zarismus als zu klein und es
ſollen nun neue Gefängniſſe für ſie gebaut werden,

Cürkei.
Die Maliſſoren kehren zurück, ſo ſchreibt uns Genoſſe Par

vus aus Konſtantinopel, aber ſie tun das ſchweren Herzens.
Sie entſchloſſen ſich zur Rückkehr, nicht weil ſie der Ueberein-
kunft mit der Regierung zuſtimmten, ſondern weil ſie einſahen,
daß ihnen keine Zufluchtsſtätte in Montenegro mehr übrig
bleibt. Sie fühlen ſich enttäuſcht und verraten. Und ſie ſind

Sie ſetzten ihre Hoffnung
auf die Großmächte. Sie glaubten, wenn ſie ſich gegen die
Türken ſchlagen, ſo werden ſie dadurch gewinnen. Was ſie
eigentlich erhofften, war ihnen allerdings unklar. Aber wie
auch das Ziel, das man ihnen vortäuſchte, heißen mochte
„Autonomie“ oder „Oeſterreich“ ſo verſtanden ſie darunter
Wohlſtand und Freiheit.

Und nun müſſen ſie in ihre abgebrannten Dörfer zurück
kehren, wo ſie die vernichtete Ernte und das alte Elend vor-
finden. Sie werden allerdings für zwei Jahre von den
Steuern befreit. Aber die Verluſte an Gut und Blut, die
ihnen der Aufſtand gekoſtet, ſind doch weit mehr wert, als die
Steuern von zwei Jahren! Und ſie werden ihre Rekruten
nach wie vor ſtellen müſſen.

Was noch? Es ſind ihnen Schulen verſprochen worden.
Die Regierung hat ſogar ſchon Geld bewilligt zum Bau von
ganzen ſieben Schulen! Ob mehr gebaut werden würden,
das iſt eine Frage der Geldmittel, die erſt das Parlament
zu bewilligen haben wird, alſo eine Frage des Budgets, das
bekanntlich nicht an einem Ueberfluß von Mitteln für Kultur-
aufſgaben leidet. Das Parlament wird ſich u. a. bei der Budget-
beratung mit dem Bau von Dreadnought s zu beſchäftigen
haben. Daß die Schuljugend über die Kriegsmarine ſiegen
würde, iſt kaum anzunehmen.

Und die Selbſtverwaltung bedeutet, wie ich wiederholt
hervorgehoben habe, nichts anderes, als daß man die Bevölke-
rung unter die Herrſchaft ihrer Häuptlinge ſtellt. Die
Frage wird jetzt ganz offen erörtert: man ſpricht jetzt nicht mehr
von dem albaniſchen Volke, man ſpricht von den albaniſchen
Familienchefs, denen die Verwaltung des Landes ausge-
liefert werden ſoll.
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Gedungene Mörder? Die Sozialiſtiſche Arbeiter-
föderation in Saloniki teilt mir ſoeben mit, daß die
Genoſſen Sabetai Lewi und Samuel Jona, die wegen
ihrer organiſatoriſchen Tätigkeit eine große Popularität ge-
nießen, von einer geheimen Organiſation, die ihren
Tod beſchloſſen haben ſoll, bedroht werden. Ob es ſich um ein
Manöver handelt, um die junge Bewegung cinzuſchüchtern, oder
um eine ernſte Gefahr, das läßt ſich hier im Orient nicht aus-
einanderhalten. Die Organiſation hat ſich an die Oeffentlich-
keit gewandt.

Das Unternehmertum iſt es gegenwärtig, das Verſchwörungen
anzettelt und Mörder mietet, um die Arbeiterführer zu be-
feitigen, das Treiben der Arbeiter liegt offen zutage: ſie wollen.
ja bloß die junge Freiheit ausnützen, um das Jntereſſe der
Volksmaſſen wahrzunghmen. Das aber ſteht gerade ſowohl
den kapitaliſtiſchen Cliquen wie den politiſchen Koterien im
Wege.

Kleine politiſche Auslandsnachrichten.

Empörung franzöſiſcher Soldaten. AusToulon wird gemeldet: Eine ernſte Meuterei iſt im Gefäng-
nis von La Melgue ausgebrochen, wo die Militär-
gefangenen, untergebracht worden ſind, die ſich vor dem
Kriegsgericht zu verantworten haben. Da an einigen Tagen es
an Trinkwaſſer fehlte, proteſtierten die Gefangenen,
indem ſie die Jnternationale anſtimmten und einen Kameraden
mißhandelten, der ſich weigerte, mit einzuſtimmen. Die Auf-
ſeher konnten ſchließlich die Meuterer überwältigen und nach-
dem Militär requiriert worden war, die Ordnung wieder her-
ſtellen.

Niederlage des Exſchahs von Perſien. Ein
heftiger Kampf fand zwiſchen der Bachtiarenvorhut und
Truppen Mohammed Alis unter Redſchid Sultan bei Firuzka
ſtatt. Redſchid wurde verwundet und gefangen genommen,
ſeine Truppen wurden zerſtreut. Der Exſchah ſucht ſcheinbar
dadurch, daß er die Kampagne nach menſchlichen Grundſätzen
führt, die Sympathie Europas zu erwerben. Nachdem er zwei-
hundert ſeiner Turkmenen wegen Plünderns entwaffnet und
unter Eskorte nach Aſtrabad geſandt hat, ſchickte er die von
dieſen gemachte Beute nach Schahrud zurück und ließ ſie den
Eigentümern wieder zuſtellen. Nach dem Gefecht bei Damghan
ſollen Regierungstruppen zu den Truppen des Exſchahs über-
gegangen ſein.

Gewerkschaftliches.
Die Ausſperrung der Metallarbeiter.

Der Stand der Ausſperrung in Leipzig hat ſich unweſent-
lich verändert. Gegenüber den Meldungen der bürgerlichen
Preſſe von einer angeblichen Ausſperrung von 10000--12 000
Metallarbeitern muß nochmals betont werden, daß davon keine
Rede ſein kann. Nach den einſtweiligen Feſtſtellungen des
Metallarbeiterverbandes ſind in Leipzig etwa 6600 Metall-
arbeiter ausgeſperrt, und zwar einſchließlich der ſchon
ſeit Wochen in der Gelbmetallbranche ſtreikenden und ausge-
ſperrten Metallarbeiter. Die Ausſperrung iſt alſo nicht in
dem von dem Unternehmertum angekündigten Umfang durch-
geführt worden. Daran ändern auch die Behauptungen der
von dem Unternehmertum inſpirierten bürgerlichen Preſſe
nichts. Das Kartell des ſächſiſchen Bezirksverbandes des Ge
ſamtverbandes deutſcher Metallinduſtrieller teilt am Sonnabend
mit, daß die Metalinduſtriellenverbände von Chemnitz, Dresden
und Leipzig Sonnabend, den 12. Auguſt, in allen angeſchloſſenen
Betrieben folgende Bekanntmachung anhängen werden.

„Der Ausſchuß des Kartells der ſächſiſchen Bezirksverbände
des Geſamtverbandes deutſcher Metallinduſtrieller hat in ſeiner
Sitzung vom 3. d. Mts. beſchloſſen, am 26. Auguſt 60 Prozent
der Geſamtbelegſchaft der kartellierten Verbände auszuſperren,
falls nicht bis zum 25. Auguſt die in Leipzig ſtreikende Metall-
arbeiterſchaft von ihrem Standpunkt abgegangen iſt, daß über
die eingereichten Forderungen nur mit den Organen des deut-
ſchen Metallarbeiterverbandes verhandelt werden kann und falls
nicht bis zum 23. Auguſt im Wege direkter Verhandlungen
zwiſchen den beteiligten Firmen und ihren Arbeitern eine
Einigung über die eingereichten Forderungen zuſtande ge-
kommen iſt.“

Lohnkampf in Solingen. Eine Verſammlung der
Metallarbeiter in Solingen, die im Metallarbeiterverband
organiſiert ſind, beſchloß den Ausſtand zum 15. Auguſt, wenn
bis dahin über die Lohnerhöhung keine Einigung erzielt iſt.
So melden bürgerliche Blätter.
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Der weſthöhmiſche Arbeitgeberverband der
Metallinduſtriellen hat beſchloſſen, ſämtliche Arbeiter,
etwa 7000, am 4. September auszuſperren. Falls bis zum
18. Auguſt eine Einigung nicht erzielt iſt, wird am 19. ſämt
lichen Arbeitern in den Betrieben gekündigt. Die Zahl der
ausſperrenden Firmen beträgt 22.

Zur Gärung unter den Werftarbeitern.
Die Ruhe unter den Werftarbeitern hat nicht lange ange-

balten. Bekanntlich ſchwebten bei der letzten Werftarbeiter-
bewegung die Differenzen am längſten über die Einſtellungs-
lohne. Nur in drei Orten wurde eine Einigung erzielt. Trotz
dem wurde die Arbeit aufgenommen, weil die Arbeiter glaub-
ten. die Werftbeſitzer würden nach neunwöchigem Kampfe
dazu heitragen, daß eine Beruhigung unter den Werftarbeitern
herbeigeführt wird. Das, was erwartet wurde, trat nicht ein,
und daher die erneute Erregung. Die Erbitterung zeigte ſich
auch in einer Rieſen-Werftarbeiterverſammlung, die am Frei-
tag abend in Stettin tagte. Es handelte ſich darum, den
Werftarbeitern die Situation auf den Werften klar zu machen
und Stellung zu nehmen zu der von den Hamburger Werft-
arbeitern beſchloſſenen Reſolution, wonach die Vertrauensleute
beauftragt werden, die nötigen Schritte für eine allgemeine
Bewegung zu gegebener Zeit in die Wege zu leiten. Eine
Reſolution bheauſtragt die Vorſtände, falls ihr Vorgehen zur
Abſtellung der Mißſtände wider Erwarten erfolglos ſein ſollte,
dem Antrage der Hamburger Kollegen auf Einleitunz einer al
gemeinen Werftarbeiterbewegung Rechnung zu tragen.

Die Situaticn im Schiffsbau iſt ſomit ſehr ernſt, und leiche
kann es zu einer folgenſchweren Kataſtrophe kommen.

Malerdifferenzen in Dresden.
Jn Dresden beſtehen gegenwärtig wegen der Frage des Ar-

beitsnachweiſes zwiſchen den Meiſtern und den Gehilfen Diffe-
renzen. Es beſtand ein paritätiſcher Arbeitsnachweis, bei dem
aber die Gehilfen ſehr rückſichtslos behandelt wurden, ſo daß
von Parität ſchon nicht mehr die Rede ſein konnte. Am 2. Auguſt
wurde deshalb auf Beſchluß einer Verſammlung der Maler und
Lackierer ein Gehilfenarbeitsnachweis eröffnet. Die Meiſter
ſuchen in Provinzblättern Malergehilfen, weil ſie im Jnnungs-
nachweis keine Leute bekommen können, vom Gehilfennachweis
aber, bei dem zurzeit gegen 200 Gehilfen eingeſchrieben ſind,
keine Gehilfen haben wollen. Es wird deswegen gebeten, daß
Malerx, Lackierer und Anſtreicher nicht nach Dresden gehen.
Uebrigens floriert dieſes Jahr die Bautätigkeit gar nicht. Unter
allen Umſtänden aber darf ein zureiſender Kollege den Jn
nungsnachweis nicht benützen oder Umſchau halten, er ſoll ſich
ſefortr im Verbandsbureau der Maler, Ritzenberaſtraße 6. II.,
melden.

Ende des Vergarbeiterſtreiks in der Oberlauſttz.
Der nunmehr 18 Wochen dauernde Bergarbeiterſtreik iſt be

endet. Wenn er auch nicht mit einem vollen Siege der Arbeiter
abgeſchloſſen wurde, ſo hat er doch einen nicht gerade ganz ge
ringen Erfolg gebracht. Auf einer ganzen Reihe von Gruben
ſind die Löhne erhöht worden. Einige andere Unternehmer
machten ſonſtige kleinere Zugeſtändniſſe; andere wollten den
Wünſchen der Arbeiter nach Beendigung des Streiks näher-

treten. uSSSAOn*nnvoonVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver-
miſchtes Paul Hennig, Lokales Wilhelm Koenen, Pro-
vinzielles und Verſammlungsberichte Gottl. Kasparek,

ſämtlich in Halle. e



Anfang Gewöhbnliche8.15 Uhr. Preise.Der einzle wirklteh populäre Operetten- Erfolg l„Wielliebehen.
Grosse Opérotto in 3 Akten von Rudolf Oesterreicher und

Karl Lindau. Mnsik von Ludwig Engländer.

m
Alles singt u. spiolt

die Schlager aus:

c J

„Vielliebhchen“. un e re
o

„Volkspark“
Burgstrasse 27.

Dienstag den 15. August:

Grosses Vokal- und
Instrumental- Konzert

ausgeführt vom

Gesang Verein Gutenberg und dem
Buchdrucker Orchesterverein.

n
v

e.

Achtung
Verband der

Mittwoch den 16. Augufſt, gleich nach Schluß
der Arbeit, 6 Uhr im Volkspark:

Außerord. Mitgliederverſunmlung

Maßregelung betreffend.
Das Erſcheinen aller Kollegen iſt unbedingt notwendig.

Der Vorſtand.
Großeöffentl. T Verſammlung

Dienstag den 15. nachmittags 5 Uhrim Goldenen Hirsoh, obere Leipzigerſtraße.
Stellungnahme zu der von den vereinigtenTagesordnung:

Landwirten und Molkereien geplanten Preiserhöhung.
Das Erſcheinen ſämtl. Kollegen iſt erwünſcht. Der Einberufer.

Neu! Soeben eingetroffen. Neu!
Reichovervicherungo-Oröung.

Praktiſcher Führer
für alle Verſicherten durch die Kranken-, Un-
fall-, Invaliden- und Hinterbliobenen- Ver-
sieherung, nebſt Hinweison auf das Voer-

fahren und die Rechtswege.
Verfaßt von den Arbeiterſekretären Güldenberg
und Kleeis-Halle, Mössinger und Vndeutsch-

Magdeburg.

Preis 30 Pfennig.
Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung,
Halle a. S. Harz 42-43.

IIIIIIIIILIIIAIAIAIAXIILIIILIAAIAIXILIIIIIMIILIMIILIEI
Waſchgefäße aus beſtem Holze
empfiehlt billigſt Albrechtftr. 23.

äumfuhren jeder Art beſ. bill.
Alb. Ackermann, Mühlberg 10.

&teinſeher, Hulle.

4 4

19

Parteigenoſſen!W

Eintrittskarten à 10 Pfg.,
Ortsvereine bei Gen. W. Borek, Bitterfeld, un

ſtraße 6, umgehend beſtellen.

We Aen geren
Sonntag den 3. September nachmittags 3 Uhr

im Reſtaur. Hohenzollern in Bitterfeld

Kreis-Purtelfeſt.
Rüſtet zum gemeinſamen

J des klaſſenbewußten Proletariats unſeres Kreiſes.
Feſte

e

Die Kreisleitung.

wollen die Vorſitzenden der

dentag d. l. abends ühr in Gaſthof z. sonne:

J
J. A. Franz

Halle, 11. Aug. 1911.

Der Vorſtand.

Vielsoitigem Wunsche entsprechend, werde von heute ab

auch Ahend-Sprechstunden, tägl. von 6-7 Uhr, abhalten.

Dr. med. LUmpert, Havenant
Bernburgerstrasse 27, l.

Sprechstunden: 81/2 10 Uhr, 2-4 Uhr, 6--7 Uhr.

matra M 6.70 n

r gut
Gogr. e

Aktuell.
Ax Sopalpolitil der

Sopialdemofratie.

Eine ſehr zeitgemäße und
wertvolle Broſchüre des
Halleſchen Arbeiterſekre
tärs Friedrich Kleeis.

Jeder Arbeiter muß dieſe auf
klärende Arbeit im eigenen

Intereſſe leſen.

Preis nur 28 Pfennig.

Zu beziehen durch alle Aus-
träger und durch die

Volksbuchhandlung,

Halle a. 6., Harz 42/43.

III

Pliegenklatschen
aus Draht, äussert sauber, bei

C. F- Ritter
Leipzigerstrasse 90.

Krther Cele xuheietuf!

Ein Poſten Herren Anzüge
früher 42, 34, 27, 21 Mk., je
24, 21, 16, 12 Mk.

Sonmesrstrasse S.

Geröstete Kaffees
von Mk. 1.40 bis Mk. 2.empfiehlt i vorzügl. Qualitäten

an Pooch Breiteſtraßze 1 und
9 Leipzigerſtr. 61/63.

Syotem FRasgs.
Jede Auekunft erteilt gratis

F. Menzel, Dresden, Struvestr. 5.

Persönlich zu sprechen in Leipzig,
Mittwoch, den 16. u. Donnerstag,

den 17. Aug. im Hotel Viktoria

„Jch litt an dauernder Stuhl-verſtopfung, verbunden mit hef-
tigen Kopfſchmerzen u. Blutwal
lungen ſowie hartnäckigem

Durch eine Hauskur mit Altbuch
horſter Mark-Sprudel Stark-
quelle (Jod-Eiſen-ManganKoch-
ſalzquelle) wurde ich von meinem
Leiden in wenig. Wochen befreit.
Tauſend Dank. C. W Aerztl.
warm empf. Fl. 95 Pf.
Zu haben bei: Wilhelm Hoefer,Weiſtſtr. 59-60 en gros in der Baun-
hofs- u. Löwen Apotheke; bei
Herm. Pfuhl, L. Wuchererſtr. 75;Hugo Schnize, Bernburgerſtr. 32;
H. Stitz Neht., Gr. Steinſtr. x
Max Rädler, Ranniſcheſtraße 2;
Oskar Ballin jr., Leipzigerſtr. 63;
Bruno Berthold, Gr. Steinſtr. 48.

Wasehgsetasss
dauerh. billigſt. Mitgl.d. R.-Sp.V.

Zandler,

Morgen, Dienstag
Sohlaohtefest.Rermann Mällor,

Jakobſtraße 15.

Diensta

Cecböhr 492.We
Jeden Dienstag

Sohlachtefest.
0. OGrabaum,Mansfelderſtraße Pr. g.

W Sa
v (disder 32 Pf)

ehe v dere Eitere r 8 ans 18 B. diaſgendſagd
S d Pf. fur e

r C e
Ueberall erhältüichl

Auskunft der Bezugsqrellen für Wieder
verkänfer and Private erteilt dereitwiligh

Spirikns-Zentrale, Bern B. 9.

W vel

Morgen u. jeden 7

Joh. Visehor,
Gr. Goſenſtr. 89.

Finmachegläàäser
mit Patentversehluss,

C. F. itter,Leipzigerstrasso 90.

mit Brut beseitigt am schnell-
sten LAUS N. Preis öO Pf.
Nehmen Sie nur echt Lausin.
In Halle: Otto Kramer,

Eesenüber d. Glauchaer Kirche

Frische Knickeier
billig.Spexial- Eier Erde Geronatt,

7 Talamtstrabo 7.

e

Neu! Neu!Die säugetiere der Erde.
139 Abbildungen

auf 30 Farbendercktafeln

von Chr. Votteler. Text von
Dr. Aug. Schleyer, Direktor derkal. landwirtſchaftliche Schule.

Preis 50 RM. n 30 Pf.
Gegenſtück

zu den im Vorjahrn és Weihnachten in vielen Hunderten

verkauften

Die Vögel der Erde.

299 un Farden
von Karl Neunzig, Redakteur der

Gefiederten Welt.
Text von Direktor Aug. Schleier.

Preis 2.50 R. Porto 30 Pfg.
Volkchuchhandlung Hafe a. 5.

Harz 4243.

Fur die vielen Boweise der
Liebe und Teilnahme bei äem
Hinscheiden unserer teuren
Entschlalenen, sagen wir allen
unseren tiefgefühltesten Dank.

Aalle a. 14. August 1911.
Familie Rahbe.

DankſagunFür die anige Eeilnahme

beim Hinſcheiden es un
vergeßlichen Mannes

e Nowale ich allen, welche ihm das

t gaben undGrab mit Blumen nie

Beſonderen Dank dem

hen demSeht Krankenkaſſe und
den Beamten und den Arbeits

Scgen, den 14. Ang. 1911.

r Nowak, W

n gertogial
okratiſchen Verein, der

en der Zuckerraffinerie

Tindern u. Verwandten.

Ac-v2

Erscheint wöchentfſich dreimal

I-Z
P a

wer ſe
m

ſAbraniuggeageschake Fizoruo Oefen Raum und Küchengeräte J Kolonialwaren
Christian Glaser, Gr. Klausstr. 24.
F. Lindenhahn, RKönigsetr. S.

[Fanrrador u. Nanmascninorn

M. Thiele, Gobenetr. I, p.

L Brauerelen
F, Cünther, Halle J. Henry Klepzig, Reilstr. 2.

Osk. Wüstneck, L. Wuchererstr. 59.
L PrWKotts, Konen
Richard Wolf, verlüng. Königstr.

Fleischermelster, Wurstfabrſken

J. Klostarmann, Advokatenweg 27.
Franz KLanze, Burgetr. 599.
Auguzt Nango Mersoburger-Progen und Farben

strasse 105.M. Rädler, Rannischestr. 2.
Robert Schäfer, Königetr.

r Verramtegosonanio Otto Ulbricht, Backerstrasse

V. Nenvieko, KI. Virichetr. 15. [Rangieſterweagen-Fabriuen

r Taniwaren Theodor Lühr, Leiprigerstr. 94.
Oskar Kutscher, Moritzkirchhof 10.

F- e Königstr. 8. Brnst 30twann, Metrebutgeretn. 10.

K. Kackenburg, Rannischeetr. 12.

Konigknchen, Zuckerwaren

Friedrich Bock,
9 érasse 16.

Hüte audd Mätzon

Friedrich Flietaor, Geiststr. 23.

H. Ackermann, Mersoburgoerst. 61.

Franz Geyer, Gr. Brunnenstr. 32p.
C. Lange sen., KI. Ulrichstr. 26.
E. Weindold, einer Borus 3.

Leder handlungen

Herm. Sohmidt, Geistetr. 23.

T Möveol-Magazinoe c
Kartonngen

V. Schmeil, Wuchererstr. 40.

J Kaufhauser
j. El Leipzigerstr. 87.ah, Bekleidg.-Gegenst. j. Art.

Neue
chard 30röder, L eene r.

Kinderwagen C Sohuhwaren m
Theodor Labr, Leipzigerstr. 94. C. c For r 1.

C

c

Wegweiser für unsere einkaufenden Abonnenten
M Unsern lesern bei Bedarf zur Beachtung empfohlen. V Ewcheint wöcheich en

S S
Boe

F. C. Olscell, II.l. Gebet n J.

0. Lästner Co., Brunoswarte 36.
Wilh. MüHer, Brunnenetr, 53.

e oid waren
r klieänc tn

Alvert Hennioke, Gr. Steinstr. 62
4. Sehfer, Leipzigerstr. 82.A. Weise, kieinet ickn C.

Tr r rM. Lade Nacht. Leipai tr.Xux Kanzol, e als

Wetng Woll
Fran e Lindenvtr. 56.

ſie rvie vis Laipz. Turm

m cF. So Königetrasse 86.
Schabert, William, Zigarren und

Sohulartikel, Lauchatädterstr. 165.

J mrogerie r
Halleechesetr. 65. m 20.

A. Hermann, Uhrmacher.
O. Probsthayn, Betttf.-Rein. -Anst.

W. Schahwaren.
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Kauf ung Abzahlung.
G. Sowohl über die für den Kauf im Bürgerlichen Geſetz

buche vorgeſehenen Beſtimmungen, wie auch über die für das
Abzahlungsweſen im Reichsgeſetz über die Abzahlungs-
geſchäfte in Betracht kommenden Paragraphen herrſchen
namentlich unter der Arbeiterſchaft ſo große Unklarheiten, daß
es ſich lohnen dürfte, auf dieſe Materie etwas näher einzu
gehen. Es iſt das um ſo notwendiger, als ſehr häufig bei
herumziehenden Bücher-, Bilder Wäſche uſw.
Reiſenden leichtfertig Beſtellungen gemacht
werden, andererſeits aber auch wieder infolge unſerer heu-
tigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe vielfach auf Abzahlung
gekauft werden muß.

Sehen wir uns nun zunächſt einmal die Beſtimmungen des
Bürgerlichen Geſetzbuches über den Hauf an. Das erſte Er-
fordernis eines Kaufvertrages iſt die Einigung der Parteien
über den Kaufgegenſtand und den Kaufpreis. Für
den Abſchluß des Kaufvertrages genügt mündliche Verein-
barung. Zu empfehlen iſt aber in allen Fällen die ſchrift-
l iche. Nur für Kauſverträge über Grundſtücke, über das
gegenwärtige Vermögen des Verkäufers, über das geſetzliche
Erbteil oder den Pflichtteil unter künftigen geſetzlichen Erben,
ſowie für den Erbſchaftskauf iſt die gerichtliche oder notarielle
Beurkundung vorgeſchrieben. Die vielfach verbreitete, ganz
irrtümliche Meinung, man könne innerhalb 24 Stunden oder
drei Tagen von einem Kaufvertrage oder einer gemachten Be-
ſtellung zurücktreten, findet im Geſetz keine Unterlage.
Jſt die Lieferung zu einem beſtimmten Termine vereinbart,
ſo kann man, wenn der Lieferant in Verzug gerät, dann auch
nicht ohne weiteres zurücktreten, ſondern man muß dem Liefe-
ranten zur endgültigen Lieferung eine entſprechende Nach-
friſt ſehen mit dem Hinweis, daß, wenn bis zum Ablauf
dieſer Nachfriſt die Beſtellung nicht geliefert, dann von der
Annahme abgeſehen würde.

Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache ver-
pflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das
Eigentum an der Sache zu verſchaffen. Der
Käufer dagegen iſt verpflichtet, dem Verkäufer den verein-
barten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte
Sache abzunehmen. Der Verkäufer einer Sache haftet
dem Käufer auch dafür, daß ſie zu der Zeit, zu der die Gefahr
auf den Käufer übergeht, nicht mit Fehlern behaftet
iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen
oder dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauche auf-
heben oder mindern. Eine un erhebliche Minderung des
Wertes oder der Tauglichkeit kommt nicht in Betiracht. Der
Verkäufer haftet auch dafür, daß dir Sache zur Zeit des Ueber-
ganges der Gefahr die zugeſicherten Eigenſchaften
beſitzt. Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften
Sache nicht zu vertreten, wenn der Käufer den Mangel bei
dem Abſchluſſe des Kaufes kennt. Ferner iſt die geſetzliche
Haftung ausgeſchloſſen, wenn dem Käufer infolge grob er
Fahrläſſigkeit der Fehler unbekannt geblieben iſt, es ſei
denn, daß der Verkäufer den Fehler argliſtig ver-
ſch wiegen hat. Die Kenntnis oder die grobe Fahrläſſig-
keit hat der Verkäufer, das argliſtige Verſchweigen der Käufer
zu beweiſen.

Wegen eines Mangels, den der Verkäufer zu vertreten hat
(S8 459 und 460 B. G.-B.) kann der Käufer Rückgängig-
machung des Kaufes (Wandelung) oder Herab-
ſetzung des Kaufpreiſes (Minderung) verlangen.
Fehlt der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes eine zuge-
ſicherte Eigenſchaft, ſo kann der Käufer ſtatt der Wandelung
oder der Minderung Schadenerſatz wegen Nicht-
erfüllung verlangen. Das gleiche gilt, wenn der Ver-
käufer einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat. Nimmt der
Käufer eine mangelhafte Sache an, obſchon er den Mangel
kennt, ſo ſtehen ihm die vorſtehend genannten Anſprüche nur
zu, wenn er ſich ſeine Rechte wegen des Mangels
bei der Annahme vorbehält. Der Anſpruch auf Wan-
delung oder auf Minderung, ſowie der Anſpruch auf Schaden-
erſatz wegen Mangels einer zugeſicherten Eigenſchaft ver
jährt, ſofern nicht der Verkäufer den Mangel argliſtig ver-
ſchwiegen hat, bei bewehß lichen Sachen in ſechs Mo-

naten von der Ablieferung, bei Grundſtücken in einem
Jahre von der Uebergabe an. Die Verjährungsfriſt kann
durch Vertrag verlängert werden. Beantragt der Käufer ge-
gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes, ſo
wird die Verjährung unterbrochen. Bemerkt ſoll noch werden,
daß bei argliſtigem Verſchweigen der Mängel und Fehler die
dreißigjährige Verjährung Platz greift. Beim Verkauf von
Vieh (Schweinen, Rindvieh, Schafen, Pferden uſw.) ſind in
der Regel nur gewiſſe Hauptmängel zu vertreten.
Dieſe und die hierfür gültigen Gewährfriſten ſind in
einer Kaiſerlichen Verordnung vom 27. März 1899 geregelt.

Jm Anſchluß an die den Kauf betreffenden Beſtimmungen
dürfte nun noch der S 1357 des B. G.-B. zu erörtern ſein. Nach
dieſem Paragraphen iſt die Frau berechtigt, innerhalb
ihres häuslichen Wirkungskreiſes die Ge-
ſchäfte des Mannes für ihn zu beſorgen und
ihn zu vertreten. Rechtsgeſchäfte, die ſie innerhalb dieſes
Wirkungskreiſes vornimmt, gelten als im Namen des Mannes
vorgenommen, wenn nicht aus den Umſtänden ſich ein anderes
ergibt. Der Mann kann allerdings dieſes Recht der Frau ge
richtlich beſchränken oder ausſchließen laſſen. Die
Beſchränkung oder Ausſchließung muß in das Güterrechts-
regiſter des Amtsgerichts eingetragen werden. Die Frau kann
ſich hiergegen beſchwerdeführend an das Amtsgericht wenden.
Jn den häuslichen Wirkungskreis fallen nun alle
regelmäßig für die Führung des gemeinſchaftlichen Haushalts
im gewöhnlichen Laufe der Dinge erforderlichen Geſchäfte. Es
gehört dahin z. B. auch die Beſchaffung der Kleidungsſtücke,
die für die Frau und die gemeinſchaftlichen, in der häuslichen
Gemeinſchaft lebenden minderjährigen Kinder erforderlich
ſind. Luxusgegenſtände oder übermäßig teure
Sachen darf die Frau aber nicht kaufen. Der Stand der
Parteien iſt hierbei auch zu berückſichtigen, wie aus folgendem
Beiſpiel erſichtlich iſt: „Die Firwa F. u. Co. in Halle a. S.
ließ bis in der Gegend von Roſte.k durch einen ihrer Reiſen-
den Wäſcheſtücke verkaufen. Dabei wurden der Frau
eines invaliden Zimmerers für 48,50 Mk. Sachen verkauft, und
zwar: 1 Trikotbeinkleid zu 83,50 Mk. 3 Trikotbeinkleider zu je
7,50 Mk. 26 Mk. und 3 Hemden zu je 7,50 Mk. 22,50 Mk.
Die gegen den Ehemann gerichtete Klage wies das Gericht mit

dem Hinweis zurück, daß die Ehefrau zu einem derartigen
Rechtsgeſchäft keine geſetzliche Vertretungsvollmacht habe. Der
Kauf der teuren Gegenſtände falle nicht in den Rahmen ihres
häuslichen Wirkungskreiſes. Namentlich die Stücke zu 7,50 Mk.
ſeien teure Sachen, deren Preis außer allem Verhältnis zur
Lebensführung des beklagten Ehemannes ſtänden.“

Jſt ſchon die Ehefrau nicht berechtigt, auf Koſten des Mannes
jedwede Anſchaffung uſw. zu machen, ſo ſind die Minder-
jährigen hierin erſt recht beſchränkt. Schließt nämlich
der Minderjährige einen Vertrag ohne die erforderliche Ein
willigung des geſetzlichen Vertreters ab, ſo hängt die Wirkſam-
keit nach S 108 des B. G.-B,. von der Genehmigung des Ver
treters ab. Jn Betracht können hier kommen vermögensrecht-
liche, familienrechtliche oder erbrechtliche Verträge. Der S 111
des B. G.-B. beſtimmt dann noch, daß ein einſeitiges Rechts-
geſchäft, das der Minderjährige ohne die erforderliche Ein
willigung des geſetzlichen Vertreters vornimmt, unwirkſam iſt.
Würde ein Minderjähriger ſich z. B. einen An zug oder eine
Uhr uſw. auf Abzahlung kaufen, ſo haften die Eltern wenn
der Kauf ohne ihre Zuſtimmung erfolgt hierfür nicht.
Ermächtigt der geſetzliche Vertreter den Minderjährigen, in
Dienſt oder in Arbeit zu treten, ſo iſt der Minderjährige
für ſolche Rechtsgeſchäfte unbeſchränkt geſchäftsfähig, welche
die Eingehung oder Aufhebung eines Dienſt- oder Arbeitsver-
hältniſſes der geſtatteten Art oder die Erfüllung der ſich aus
einem ſolchen Verhältnis ergebenden Verpflichtungen betreffen.
Die Ermächtigung kann von dem Vertreter zurückgenommen
oder eingeſchränkt werden. Durch die jederzeitige Zurücknahme
wird dem Vertreter die Möglichkeit gewährt, den Minder-
jährigen gegen Gefahren zu ſchützen, welche ſich aus deſſen Un-
erfahrenheit ergeben.

Zum Schluſſe ſoll nun noch kurz auf das Reichsgeſetz über die

Abzahlungsgeſchäfte
eingegangen werden. Dieſes Geſetz umfaßt nur neun Para-
graphen. Trotzdem herrſcht über dieſe Materie noch große Un-
kenntnis. War ſchon beim Abſchluß eines Kaufvertrages die
Mahnung „Vorſicht“ am Platze, ſo ſoll man beim Kauf
auf Abzahlung mit Eigentumsvorbehalt noch
vorſichtiger ſein und genau darauf achten, was man unter-

ſchreibt, ebenſo ſich vorher gewiſſenhaft überlegen, ob man
die vereinbarten Ratenzahlungen
halten kann. Mindeſtens müßten die Arbeiter darauf be-
ſtehen, daß in die Verträge die Beſtimmung mit aufge-
nommen würde, wonach während der Krankheit oder Ar-
beits loſigkeit die Ratenzahlungen ruhen.
Hat nach dem 8 1 des Geſetzes über die Abzahlungsgeſchäfte
bei dem Verkauf einer dem Käufer übergebenen beweglichen
Sache (Möbel uſw.), deren Kaufpreis in Teilzahlungen berich-
tigt werden ſoll, der Verkäufer ſich das Rücktrittsrecht
vorbehalten, z. B. wegen Nichterfüllung der dem Käufer ob-
liegenden Verpflichtungen von dem Vertrage zurückzutreten,
ſo iſt im Falle des Rücktritts jeder Teil verpflichtet, dem an
deren Teil die empfangenen Leiſtungen zurückzu-
gewähren. Eine entgegenſtehende Vereinbarung iſt nichtig.
Jm Falle des Rücktritts des Verkäufers darf der Käufer aber
nicht annehmen, er würde nun den ganzen Betrag, den
er an An- und Abzahlungen geleiſtet hat, zu rücck-
erhalten. Jn einem ſolchen Falle hat der Käufer dem Ver-
käufer nach S 2 zu leiſten: „I. Erſatz der Aufwen-
dungen, welche der Verkäufer auf Grund Fes Ver-
trages oder in Veranlaſſung desſelben gemacht
hat (z. B. Transportkoſten der dem Käufer ge-
lieferten Möbel); 2. Erſatz des Minderwerts
der Sache, welcher in der Zeit ihres Gebrauchs oder
ihrer Benutzung ſeitens des Käufers durch Be ſchä-
digungen eingetreten iſt, inſofern dieſe Beſchädigungen
durch ein Verſchulden des Käufers oder durch einen ſonſtigen
von ihm vertretenen Umſtand verurſacht ſind; 3. Erſatz des
Minderwerts der Sache, welcher durch den bloßen Ab-
lauf der Zeit und die bloße Tatſache der erfolg-
ten Benutzung eingetreten iſt, ſoweit die Pflicht, dieſen
Minderwert zu erſetzen, nicht durch den Erſatz des unter Nr. 2
aufgeführten Minderwerts im einzelnen bereits gedeckt iſt;
4. eine Vergütung für den dem Käufer gewährten Ge-
brauch oder die Benutzung der Sache.“

Nachdem der Verkäufer in dieſer Weiſe im Falle des Rück
tritts ſeine Rechnung auſgeſetzt, darf der Käufer ſicher damit
rechnen, daß von ſeinen geleiſteten Zahlungen
nichts übrig bleibt, ja er mitunter noch etwas darauf
zahlen ſoll. Jſt unter den Parteien ſtreitig, ob ein Schaden
entſtanden iſt und wie hoch ſich der Schaden oder ein zu er-
ſetzendes Jntereſſe beläuft, ſo entſcheidet hierbei das Gericht
unter Würdigung aller Umſtände nach freier Ueberzeugung.
Dadurch entſtehen wiederum Koſten, die in der Regel der
Käufer als der unterliegende Teil zu tragen hat. Deshalb
iſt nochmals äußerſte Vorſicht bei „Kauf und
Abzahlung“ zu empfehlen.

Gewerkſchaftliches.
Chriſtliche Gewerkſchaſtsführer als Kronzeugen der Scharf-

macher.
Daß unſere Brüder in Chriſto eifrig bemüht fſind, Material

zur Begründung eines neuen Ausnahmegeſetzes herbeizutragen,
iſt allgemein bekannt. Die Scharfmacher müßten ja Narren
ſein, wenn ſie das Gewinſel über den Terrorismus der Gewerk-
ſchaften, das die Spalten der chriſtlichen Gewerkſchaftspreſſe
füllt und in keiner Agitationsrede eines chriſtlichen Agitators
fehlt, nicht für ihre arbeiterfeindlichen Zwecke benutzen würden.
Jmmerhin durfte man bisher annehmen, daß die Chriſten der
Reaktion dieſe Helfershelferdienſte unbewußt und unfreiwillig
leiſten, daß ſie die Wirkung ihrer Worte nicht abwägen, die
Tragweite ihrer Handlungen nicht ermeſſen. Dieſe „mildern-
den Umſtände“ müſſen den Chriſten jedoch verſagt werden, wenn
das richtig iſt, was der Syndikus der Hauptſtelle Deutſcher Ar-
beitgeberverbände, Dr. Tänzler, am 15. Juli auf der General-
verſammlung des Vereins Deutſcher Papierfabrikanten er-
zählte. Tänzler, der dort ein Referat über die „nationalen
Arbeitervereine“ hielt, ſtützte ſeine Ausführungen über den
Terrorismus der klaſſenkämpferiſchen Gewerkſchaften“ mit der

Behauptung, daß Führer der chriſtlichen Gewerkſchaften ihm
über ſolche Fälle Mitteilung gemacht hätten. Wörtlich führte
er aus: „WMir iſt perſönlich von Führern von Arbeitern ande-
rer Gewerkſchaften, ſpeziell der chriſtlichen, eine Fülle von

auch ein-

Tatſachen vorgebracht worden, die man einfach für unglaublich
hält.“

Chriſtliche Gewerkſchaftsführer, die bei den Beamten der
Unternehmer über den Terrorismus der Arbeiter flennen
das fehlte gerade noch.

Der Sieg im Londoner Hafen.
Die Londoner Hafen arbeiter haben den Erfolg für

das Ausharren im Kampfe an ihre Fahne heften können. Am
Freitag abend gegen 11 Uhr wurde der Spruch des Handels-
amtes bekannt: Anerkennung aller Forderungen
Sofort hat dann das Sreikkomitee durch ein Manifeſt, das
erklärlicherweiſe ſtolzen Jubel und hochgeſtimmte Genugtuung
über den errungenen Preis auslöſte, den Kampf für beendet
erklärt. Selbſtverſtändlich wird die Arbeit nicht ſofort in vollem
Umfange wieder aufgenommen werden können, ehe alle Störun-
gen überwunden ſind, dürften wohl noch etliche Tage ins Land
gehen.

Die den Ausladern zugebilligte Lohnerhöhung beträgt 25
Prozent; außerdem iſt ihre Arbeitszeit von 12 auf 10 Stunden
herabgeſetzt worden. Das Streikkomitee ſprach den Arbeitern

zu dem außerordentlichen Siege, den ſie errungen hätten, ſeinen
Glückwunſch aus und erklärte gleichzeitig den Ausſtand für be
endet.

Wie das Streikkomitee in ſeiner Veröffentlichung bemerkt,
bildete die Hauptſchwierigkeit für den Friedensſchluß die Frage
der Wiedereinſtellung der ſtreikenden Arbeiter. Dieſe iſt zu-
gunſten der Streikenden ſo geregelt worden, daß alle Ausſtän-
digen wieder auf ihre Poſten, die ſie vor dem Streik inne
hatten, eingeſetzt werden.

Aus andern Städten wird gemeldet, daß ſich die Eiſen-
bahner und Hafenarbeiter noch im Ausftande befinden. Jn
Liverpool kam es am Sonntag zwiſchen Streikenden und der
von Militär unterſtützten Polizei zu erbitterten
Straßenkämpfen, wobei angeblich ein Schutzmann ge
tötet und viele Perſonen verletzt wurden.

Soziales.
Liebesgaben an die Landwirtſchaft in der Arbeiterverſicherung.

Nuch dem Jnkrafttreten der Jnvalidenverſicherung zeigte ſich
bald eine ganz verſchiedene Entwicklung der finanziellen Lage
der, einzelnen Verſicherungsanſtalten. Während einige An-
ſtalten große Ueberſchüſſe erzielten, gerieten andere immer
mehr in Schulden. Zur Beſeitigung dieſer Verſchiedenheiten
wurde in S 33 des Jnvalidenverſicherungsgeſetzes eine Beſtim-
mung aufgenommen, nach welcher ein gewiſſer Teil aller
Renten von ſämtlichen Verſicherungsträgern als „gemeinſame
Laſt“ getragen werden ſollte. Es ſind dies drei Viertel ſämt-
licher Altersrenten, die Grundbeträge der Jnvalidenrenten
uſw. Zur Deckung dieſer „Gemeinlaſt“ werden ſeit 1. Januar
1900 bei jeder Verſicherungsanſtalt vier Zehntel der Beiträge
buchmäßig ausgeſchieden, die das Gemeinvermögen bilden.

Aus der ſoeben vom Reichsverſicherungsamt veröffentlichten
Abrechnung auf das Jahr 1910 iſt erſichtlich, daß bei ſämtlichen
31 Landesverſicherungsanſtalten und den zugelaſſenen neun
beſonderen Kaſſeneinrichtungen die Rentenzahlungen überhaupt
163 987 252 Mark betrugen. Hiervon entfallen auf das Reich
592 Millionen Mark. Das Gemeinvermögen 761 Millionen
Mark und die Sondervermögen 35 Millionen Mark. Durch
das Verteilungsverfahren wurde ein Teil der Verſicherungs-
anſtalten von zuſammen rund 10 Millionen Mark entlaſtet und
der andere Teil damit belaſtet. Beiſpielsweiſe ſind von der
Verſicherungsanſtalt Oſtpreußen 83,2 Millionen Mark zur Zah-
lung aus der Gemeinlaſt angewieſen worden. Jn Wirklichkeit
hat ſie nur 116 Millionen Mark zur Gemeinlaſt beigetragen,
ſo daß ſie um über 1,6 Millionen Mark entlaſtet worden iſt.
Derartige Entlaſtungen weiſen noch auf Weſtpreußen mit
879 600 Mark, Poſen mit 632000 Mark, Niederbayern mit
480 000 Mark uſw. Umgekehrt ſind nun z. B. von den Renten-
anweiſungen der Verſicherungsanſtalt Berlin rund 2,7 Mil-
lionen. Mark als Gemeinlaſt von der Geſamtheit zu tragen,
während ſie 4,1 Millionen Mark zu dem Gemeinvermögen bei-
zutragen, alſo 1,4 Millionen Mark mehr zu zahlen hatte, als
ſie ohne Verteilungsverfahren verpflichtet wäre. Derartige
Mehrbelaſtungen haben noch zu tragen Rheinprovinz 1,4 Mil-
lionen Mark, Königreich Sachſen 1,2 Millionen Mark, Hanſa-
ſtädte 1,0 Millionen Mark, Weſtfalen 1,0 Millionen Mark uſw.

Der erſte Blick zeigt, daß die entlaſteten Anſtalten nur ſolche
mit vorwiegend landwirtſchaftlicher und die belaſteten nur
ſolche mit vorwiegend induſtrieller Bevölkerung ſind. Die
Landwirtſchaft erhielt alſo im Jahre 1910 zirka 10 Millionen
Mark von der Jnduſtrie als Liebesgabel Die ungünſtigere
Vermögenslage der Verſicherungsanſtalten mit landwirtſchaft-
licher Bevölkerung hat ihre mannigfachen Gründe. Zunächſt
hat keine dieſer Anſtalten das Einzugsverfahren, ſo daß bei
ihnen die Unternehmer ſelbſt die Beitragsmarken in die
Quittungskarten einzukleben haben. Hierdurch gehen viele
Beiträge verloren. Das Einheben der Beiträge durch die
Krankenkaſſen, wie es in Sachſen, Thüringen, der Rheinprovinz
uſw. eingeführt iſt, iſt viel rationeller. Sodann ſind die Ver
ſicherten in den land wirtſchaftlichen Gegenden in den niedrig
ſten Klaſſen. Demgegenüber haben die Anſtalten mit landwirt-
ſchaftlicher Bevölkerung höhere Ausgaben durch zahlreichere
Altersrenten uſw. Die Reichsverficherungsorduung läßt alles
beim alten.

Die Ausbeutung der Kranken durch die Apotheken.
Neuerdings beſteht für das ganze Gebiet des Deutſchen Reichs

eine Reichsarzneitaxe, welche die Höchſtpreiſe der aus den Apo
tbeken zu beziehenden Arzneien angibt.
Reviſionen der Taxe ſind die ohnehin ſprichwörtlich hohen
Preiſe der Arzneimittel noch weiter hinaufgetrieben worden.
Die Laſten, die hierdurch dem Publikum und beſonders den
Krankenkaſſen auferlegt werden, ſteigen ins ungeheure. Die
Arzneimittelausgaben in der Krankenverſicherung erhöhten ſich
ſich von 1,690 Mark im Jahre 1885 auf 3,55 Mark im Jahre 1909
pro Mitglied. Jm Jahre 1909 hatten die Krankenkaſſen rund
45 Millionen Mark für die Apotheken aufzuwenden.

Der Zentralverband von Ortskrankenkaſſen im Deutſchen
Reich, der einen ſtändigen Kampf gegen den Arzneimittel-
wucher führt, hat ſoeben eine Eingabe an die zuſtändige Reichs
behörde gerichtet, welche eine Ermäßigung der Anſätze der Taxe
verlangt. Es wird darin darauf hingewieſen, daß jetzt ſogar
bei Abkochungen und Auflöſungen des Waſſers beſonders
berechnet wird, daß die Flaſchenpreiſe weit über das Verhältnis
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der Steigerung im Einkauf erhöht worden ſind uſw. Die in
der Taxe angegebenen Preiſe beziehen ſich nur auf kleine Ge
wichtsmengen wird einmal eine größere Menge abgegeben,
wie das in der Kaſſenpraxis häufig vorkommt, ſo wird das ent
ſprechend Mehrfache des für die kleine Gewichtsmenge feſtge-
ſetzten Preiſes berechnet. Für Spezialitäten, die fix und fertig
aus der Fabrik bezogen werden, ſoll der (jedenfalls hin
reichende) Aufſchlag von 60 Prozent erhoben werden. „Neben-
bei“ ſteht aber auch geſchrieben, daß der Preis ſoweit erhöht
werden kann, wie ihn die Reichsarzneitaxe für den Fall vor
ſieht, daß die Arznei vom Apotheker ſelbſt gemacht wird. So
kommt es, daß eine Flaſche „Kronen“-Haematogen dem Apo-
theker im Einkauf 70 Pf. koſtet, er ſich aber 2 Mk. dafür bezah-
len läßt, daß 100 Gramm Somatoſe, deren Packung den Ver-
kaufspreis von 5 Mk. trägt, mit Rückſicht auf die Arzneitaxe
von den Krankenkaſſen mit 6,40 Mk. bezahlt werden müſſen.
Eine Menge von Arzneien ſind in der Taxe überhaupt nicht
aufgenommen der deutſche Apothekerverein hat dafür eine Er-
gänzungstaxe geſchaffen, welche über die Grundſätze der Reichs-
arzneitaxe weit hinaus geht. Weiter fehlt es an einer Beſtim-
mung, daß die Apotheker die kleinſten Mengen abzugeben
haben, wenn das Rezept keine näheren Angaben darüber ent-
hält. Jſt heute auf dem Rezept ein Migräneſtift verordnet, ſo
wird die größte Nummer zu 1 Mk. abgegeben; ſteht nur eine
Doſe Tropon darauf, erhält der Kranke die größte Packung zu
500 Gramm.

Trotz dieſer und einer Menge weiterer Nachweiſe, daß die
heutigen Anſätze der Reichsarzneitaxe ungerecht hoch ſind, daß
die Kaſſen immer höhere Aufwendungen für die Apotheken zu
machen haben, ſind doch die Apotheker ſtändig beſtrebt, die Sätze
noch weiter zu erhöhen. Die Folge kann nur ſein, daß die
Preiſe, die für eine Apotheke bezahlt werden, noch fabelhafter
werden. Eine Schraube ohne Ende! Hier muß ſo bald als
möglich mit einer Verſtaatlichung der Apotheken
eingegriffen werden.

Kreistag
des Wahlkreiſes Wittenberg Schweinitz.

m ſchönen Saale des Gaſthofes zum Kronprinzen in Zahna
fand am geſtrigen Sonntag die diesjährige Generalverſamm-
lung des Sozialdemokratiſchen Vereins für den Wahl-
kreis Wittenberg-Schweinitz ſtatt. Es hatten ſich Ver
treter eingefunden: aus Wittenberg 4, Kleinwittenberg 4, Kemberg,
Seyda und Trebitz je 2, Schmiedeberg, Eiſter, Herzberg, Holzdorf,
Zahna und Pretzſch je 1. Von den zwölf Orten, in denen die
Organiſation Filialen beſitzt, war nur Jeſſen nicht vertreten.
Außerdem nahmen an der Konferenz teil: 2 Mitglieder der Kreis
leitung, 9 Mitglieder des Agitationskomitees, der Bezirksſekretär
Dreſcher, die Genoſſen Koch und Kasparek als Vertreter
des Verlags und der Redaktion des Volksblattes und Genoſſe
Hildebrandt-Berlin, zuſammen 35 Perſonen.

Nach einigen ungsworten durch den Kreisvorſitzenden,
Genoſſen Nitzſchke, wurde ſofort in die Diskuſſion über den im
Volksblatt erſchienenen Bericht eingetreten.Wagner- Wittenberg betont, daß auf die Ausgeſtaltung des
Wahlvereins ein ganz beſonderes Augenmerk gelegt werden müſſe,
damit die mühevoll gewonnenen Mitglieder nicht wieder durch
irgend einen Umſtand verloren gingen. Das Bezirksführerſyſtem
müſſe noch beſſer funktionieren. Der wöchentliche Beitrag von
10 Pfg., der im Prinzip auf dem vorigen Kreistage angenommen
wurde, e die Kaſſenverhältniſſe auf eine geſundere Baſis
bringen. o es angängig ſei, müſſe die wöchentliche Kaſſierung
durchgeführt werden. Die Zuſtellung des Volksblattes noch am
Erſcheinungstage habe viele Schwierigkeiten und größere Koſten
verurſacht, die zu den erzielten Erfolgen in keinem Verhältnis
ſtänden. Hoffentlich bringt das kommende Vereinsjahr noch
beſſere Erfolge.

en Kaſſenbericht erläuterte Genoſſe Lerchenſtein, der
hauptſächlich die verfahrenen Parteiverhältniſſe in Schmiede-
berg kritiſierte und im übrigen feſtſteillte, daß die Kaſſen
S eine weit beſſere geworden ſei. Die Agitation im
Kreiſe Schweinitz mache außerordentliche Schwierigkeiten. Die
Einnahme aus Mitgliederbeiträgen ſei um 420 M. geſtiegen, trotz
eines kleinen Mitgliederrückganges. An die Parteihauptkaſſe ſei
ein bedeutend höherer Betrag abgeſandt worden als bisher. Red
ner erſuchte die Genoſſen, in allen Orten recht rege für die Partei
zu agitieren. Dem Kaſſierer wurde einſtimmig Decharge erteilt.
„Hildenbrand-Kleinwittenberg: Die Filiale Kleinwittenberg-
Pieſteritz wende ſich mit Entſchiedenheit gegen die jetzt übliche Art
der Expedition des Volksblattes, weil die aufgewendeten Koſten
nicht die Erfolge aufwiegen. Jn den genannten Orten käme das
Blatt dennoch erſt anderen Tags in die Hände der Leſer. Die
ausgegebenen Gelder könnten zur Verbreitung von Flugblättern
ausgegeben werden. Uhlmann-Kleinwittenberg erſucht, die
Sache der Preßkommiſſion zu überweiſen. Wagner Wittenberg
dagegen tritt dafür ein, es bei dem bisherigen Zuſtand zu belaſſen,
da der Zuſchuß nicht p bedeutend ſei. Dettmar- Wittenberg
weiſt darauf hin, daß die Agitation unter den Frauen, die dervorige Kreistag beſchloſſen habe, nicht vorgenommen worden ſei.
Von ſelber kämen keine Erfolge, dashalb möge man ſich mehr als
vier der Frauenagitation widmen.

Bei der Berichterſtattung aus den einzelnen Orten verbreitete
ſich Geuoſſe Uhl mann Kleinwittenberg ausführlich über die
Tätigkeit der Jugendkommiſſion. Die Zahl der Leſer der Ar
beiterjugend fei von 12 auf 72 geſtiegen es wäre empfeblenswert,
die dort getroffenen Veranſtaltungen auch in den übrigen Orten
nachzuahmen. Ein anderer Genoſſe G noch einen detaillierten
Bericht der geleiſteten Arbeit. Jn Wittenberg ſeien die Erfolge
nicht ger ſo günſtige, aber dennoch ſei die S l der Abonnenten
auf die Arbeiterjugend auf 69 geſtiegen. Das Hauptanugenmerkſei der Perſonenfrage zu widmen. n einer weiteren Debatte
wurden noch viele wertvolle Fingerzeige über die Gewinnung der
Jugend gegeben. Aus den weiteren Berichten war zu erſehen,
daß es im Kreiſe e langſam aber ſtetig vorwärts gehe. Die
unleidigen Streitigkeiten in die in den Kreis der Er-
n gezogen wurden, ſollen nach Wunſch des Kreistages
innerhalb der Filiale geregelt werden. Jn Trebitz erhalten wohl
die Gewerkſchaften zu ihren Verſammlungen ein Lokal, für Partei
zuſammenkünfte iſt ein ſolches jedoch noch nicht zu haben. Damit
ſchließt die Diskuſſion über den Vorſtandsbericht.

Ueber
die bevorſtehenden Reichstagswahlen

ſprach ſodann Genoſſe Hildebrand, Gaubeamter des Holz-
arbeiter Verbandes, in Berlin. Redner ging zunächſt auf die
Urſachen der jetzigen Empörung des Volkes gegen die herrſchende
Junkerkaſte ein und verglich die Situation mit derjenigen, in
welcher der franzöſiſche Feudalismus zum Sturz gebracht wurde.
c warf der Redner einen Blick auf die Herrſchaftszeit des

ottentottenblocks und kennzeichnete die Geſetzgebungsatte dieſer
Loalition. Durch die Schuld der Liberalen ſei ja bekanntlich den
Jugendlichen das Verſammlungsrecht genommen durch die Schaffung
des famoſen ReichsVereinsgeſetzes. Noch verwunderlicher ſei es,
daß der Liberglismus faſt vier Millionen Staatsbürger dadurch
entrechtete, daß er dem ſchamloſen Sprachenporagraphen die Zu
ſtimmung gab. Wenn damals dieſe Herren ſich haben einſeifen
laſſen durch regierungsſeitige Verſprechungen, von denen man
weiß, daß fie doch nicht gehalten würden, ſo könne man ſagen,
daß ſie bewußterweiſe die Volksrechte verraten hätten. Auch
waren ſich die Liberalen vollſtändig einig, daß von der neuen
Belaſtung durch die Finanzreform, die dem Volke 500 Millionen
neuer Steuern auferlegte, der übergroße Teil den minder-
bemittelten Schichten in indirekter Form auferlegt werden könne.
Die 100 Millionen direkter Steuern wurden den Liberalen von der
Regierung za edillist damit ſie ſich mit einem Deckmäntelchen
umhängen könnten. In längeren Ausführungen ging der Redner

auf die Kämpfe um die Finanzreform und die Haltung derralen ein, wobei er u zu erwähnen unterließ, daß der

rn e Mandate d in e T zugenn W eieſe Tatſ werde im amp e be olle zuſpielen kämen denn geſchaffene Zoll- und Steuer-
gelcte zugute? Die Agitatoren der junkerlichen Schnapphähne

ehaupten immer, daß der „kleine Bauer“, von dieſer Geſetzgebung
den Vorteil habe. Durch einen Junker ſelbſt ſei aber nachgewieſen
worden, daß nur derjenige landwirtſchaftliche Produkte verlauſen
könne, der über zwei Hektar Land ſein eigen nenne. An der
dand einer intereſſanten Statiſtik wies er nach, daß man im

eiſe Schweinitz nur 37 Großgrundbeſitzern, die zuſammen 8240Hektar Land beſitzen, geholfen be e. Auf jeden der Nachfahren

der Strauchritter entfallen im Durchſchnitt 223 Hektar. Wenn
früher das bekannte Raubritterliedchen galt: „Reiten und Rauben
iſt keine Schand, dem reichen Krämer, dem Kau ck, erleichtern
wir gern den vollen Sack“, ſo ſei jetzt die Räuberei auf das ganze
Volk ausgedehnt.

Jn ausführlicher Weiſe wurde die Wanzentaktik der geſamten
bürgerlichen Parteien während der Durchpeitſchung der C
reform gebührend gebrandmarkt. Gerade der Landbevölkerung
des Wahlkreiſes werde man bei den kommenden Kämpfen di
Augen zu öffnen haben, wie ſchamlos man ſie entrechtet hat durch
dieſes ſoziale Friedenswerk“. Die Brutalität des Junkertums
ſei in Paragraphen gekleidet worden. Weiter wurde die Schulden
wirtſchaft des Reichs erörtert und darauf hingewieſen, daß für
die Veteranen, die ihre Geſundheit für das geeinte Deutſchland
auf den Blutfeldern opferten, nichts übrig war. Für Erhöhung
der Mannſchaftslöhne waren keine Mittel vorhanden, den Offi
zieren warf man die Zulagen nur ſo in den Schoß. Für Kultur-
aufgaben ſei eben niemals Geld da, außer man müſſe die Er
höhung der Zivilliſte als ſolche bezeichnen. Alle dieſe und noch
viele andere Schandtaten hätten die im Volke herrſchende Em-
pörung derart entfacht, drß den Herrſchenden die Angſt in das
ſchlotternde Gebein fuhr. Man beauftragte den philoſophierenden
Reichskanzler eine geeignete Wahlparole zu finden. Nach zahl
loſen vergeblichen Verſuchen kamen die Vorgänge in Moabit, die
als eine „Vorprobe der von der Sozialdemokratie entfachten Re
volution“ bezeichnet wurde. Auch dieſer Verſuch mißlang. Als
auf dem Gebiete der inneren Politik ſich abſolut keine zugkräftige
Wahlparole finden wollte, wagte man es, eine infame Kriegshetze
zu inſzenieren. Betrachte man den Jagowſchen Schießerlaß und
den Biſſingſchen Korpsbefehl, ſo erſehe man mit Sonnenklarheit,
wohin die Fahrt gehe. Der Schrei nach Ausnahmegeſetzen ſei ja
nur die ſelbſtverſtändliche Folge all dieſer Machinationen. t

Jn treffenden Ausführungen ging Redner auf den Marokko-
rummel ein, er meinte: Die inneren Wirren wolle man verdunkeln.
Jm Wahlkampfe müſſe mit aller Entſchädigung darauf hingewieſen
werden, wie die Preſſe der Junker und Panzerplattenpatrioten
bewußt das Volk in einen blutigen Krieg hetzen wollte, um ſich
vor dem Zorn über die Geſetzesmacherei zu retten. Es ſeien
nicht die Jntereſſen Deutſchlands, die hier in Frage kämen, ſondern
diejenigen der Kapitaliſten. Es gibt nur zwei Klaſſen, die ſich
überall auf der Welt bekämpfen: einerſeits die kapitaliſtiſchen
Ausbeuter, auf der andern Seite die Ausgebeuteten. Da war es
ein Verdienſt der internationalen und beſonders der deutſchen
Sozialdemokratie, indem ſie den bedrohten Frieden durch macht-
volle Demonſtrationen wahrte. Die Regierungen würden es ſich
jetzt zweimal überlegen, ſo mir nichts dir nichts einen Krieg zu
eröffnen. Man wiſſe wohl, wie er ſeinen Anfang nehme, aber
nicht, wie er zu Ende gehe. Schließlich zog Redner noch die Auf
gaben, die der kommende Reichstag zu erledigen haben wird, in
den Kreis ſeiner Erörterungen und richtete an die Delegierten
die Mahnung, dafür zu ſorgen, daß nur Männer aus dem Volke
gewählt werden. Welche Aufgaben ſich die Reaktion geſtellt habe,
zeige ſo recht der Entwurf des neuen Strafgeſetzbuchs, wodurch
die Arbeiterbewegung niedergeſchmettert werden ſolle. Bei dem
kommenden Volksgericht müſſe alles getan werden, um die An
griffe zurückzuweiſen.

Jm Wahlkampfe würden wir nur auf unſere eigene Kraft ver
trauen dürfen, da die Gegner ausnahmslos ſich gegen die Sozial
demokratie wenden. Mit der Zuverläſſigkeit der bürgerlichen
Parteien habe man bisher ſehr ſchlechte Erfahrungen gemacht,
man dürfe ſich deshalb auch diesmal nicht einlullen laſſen. Die
Delegierten müßten ſich klar ſein, daß die Taktik nur ſo lauten
könne: Scharf der Kampf nach allen Seiten. Die National-
liberalen hätten ja ſchon verkündet, daß ihnen der Konſervative
näher ſei als der Sozialdemokrat. Das heißt gegen die Junker„kämpfen“. Man gebe ſich alſo keinen gageri ſchen Hoffnungen

hin. Redner' beſprach ſodann unter Berückſichtigung der letzten
Stimmenzahlen die Situation im Wahlkreiſe und betonte, die
Parteigenoſſen hätten alles zu tun, um ein glänzendes Reſultat
zu erzielen. Die Frage, ob das Mandat trotz der günſtigen
Situation zu erobern ſei, ſei nicht die hauptſächlichſte. Unſere
Aufgabe beſtände nicht nur darin, Mandate zu er-
obern, ſondern es gelte vor allem, unſere Jdeen
unter die Maſſen zu tragen, ſie mit dem Geiſte des
Sozialismus vertraut zu machen. Das Volk müſſe auf
eklärt werden und zwar gründlich; wir müſſen den Wählern
agen, was wir wollen, ihnen bedeuten, daß nur durch eine
Umgeſtaltung der Geſellſchaftsordnung beſſere Zuſtände geſchaffen
werden können. Klar auf das Endziel hinweiſend, wer-
den wir den Kampf zu führen haben. Der Wahlkampf
werde der ſchwerſte ſein, den die Partei bisher zu führen hatte,
aber ſie werde ihn ſiegreich beenden, trotz Hanſabund und Feier
verband, wenn jeder einzige Genoſſe ſeine Schuldigkeit tut. Der
Kampf muß ferner geführt werden mit dem Jdeale vor Augen:
Der Wahlkreis muß unſer werden. Und ſollte es dennoch nicht
möglich ſein, dann haben wir wieder ganz gewiß eine Etappe im
Befreiungskampfe des Proletariats erreicht. Der Sieg iſt ſchließ
lich doch unſer, trotz alledem! (Sehr ſtarker Beifall

Jn der Diskuſſion wünſchte Genoſſe Matthies-Zahna eine
prinzipielle Erklärung des Genoſſen Hildebrandt, wie er über die
grundſätzlichen Fragen innerhalb der Partei ſeine Stellung zur
Budgetfrage, der Maifeier uſw. denke. Der zukünftige Kan-
didat würde ſpäter auch meiſt der Delegierte zum Deutſchen
Parteitage ſein, und da ſei es von außerordentlicher Wichtigkeit,
ſeine Stellung zu den taktiſchen Parteifragen vorher von ihm er-
läutert zu wiſſen. Die Genoſſen Ha mann iegler-
und Wagner Wittenberg waren entgegengeſetzter Anſicht dieſe
wrage läge ja nicht im Rahmen des heutigen Referats. Genoſſe
Dreſcher ſchließt ſich der Anſicht Matthies an, indem er den
Genoſſen um eine kurze prinzipielle Erklärung erſucht. Genoſſe
Hildebrandt betonte, daß er kein Freund von inneren Partei-
ſtreitigkeiten ſei, aber das Vorgehen, wie es ſeitens der Süddeut
ſchen in letzter Zeit beliebt wurde, müſſe er auf das entſchiedenſte
verurteilen. Er ſtehe auf dem Standpunkte, daß das alte taktiſche
Prinzip in der Partei unter allen Umſtänden werdenmüſſe, nicht dürfe man nach Abſchließung von Kompromiſſen
trachten, denn es habe gar keinen Zweck, wenn man um kleinlicher
Vorteile wegen die Prinzipien beiſeite ſchiebe. Die Maifeier habe
für die Gewerkſchaften früher ganz bedeutende Vorteile gebracht,
ſo daß er ſie nicht vermiſſen möchte. Ueber das Drum und Dran
brauche man ſich heute nicht auseinanderzuſetzen. Durch die
Sammlungen von Geldmitteln zur Unterſtützung der Ausgeſperr-
ten flaue die Maifeier ab. Genoſſe Matthies erklärte, daß
er den Genoſſen Hildebrandt für den geeigneten Mann halte.

Der Genoſſe Hildebrandt wurde hierauf einſtimmig als Kan
didat für die nächſte Reichstagswahl aufgeſtellt. Der Gewählte
nahm mit Dankesworten an und verſprach, mit allen ihm zu Ge
bote ſtehenden Mitteln das Vertrauen, das ihm entgegengebracht
wurde, zu rechtfertigen.

Beim Punkt Parteipreſſe beſchwerte ſich der Gen. Bode-
Pieſteritz darüber, daß ihm ſeitens der Redaktion des Volksblattes
einige Berichte abgelehnt worden ſeien. Gen. Kasparek wies die
vorgebrachten Beſchwerden als völlig unbegründet zurück und be
tonte, daß für die Allgemeinheit wertvolle Berichte ſtets aufge-
nommen worden ſeien. Wenn Berichte abgelehnt worden ſeien,
dann habe die Redaktion ihre Gründe dazu gehabt. Wenn man
ſich beſchwert fühle, ſo wurde weiter ausgeführt, dann möge man
fich an das Mitglied des Preßkomitees wenden.

Die darauf t irr Wahlen hatten daß r
deß die bis a leikr e Akklamation einſtimmig
wiedergewählt wurde. zirkstag wurden die Genbſſen
iegler, Krieger, Krüger, Hildebrand, Kunz, zum Preußentag

aper
e kurze prechung über den Bezirksmaifonds hatte das

e daß vom Vehitksſetretar erklärt wurde, eine Konferenz

werde demnächſt mit der Frage beſ en.
Beſchloſſen wurde, den nächſten Kreistag in

finden zu laſſen. Mit einem Hoch auf die internationale Sozial
demokratie wurde die Tagung geſchloſſen.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 14. Auguſt 1911

Billiges Vieh, aber teures Fleiſch!
Der Tturm gegen die un verhältnismäßig hohen Fleiſchpreiſe

findet augenblicklich die energiſchſte Unterſtützung unſeres hie
ſigen Junkerblattes. Es möchte die Schuld an der heutigen
Teuerung von den Agrariern auf die Händlerſchaft abwälzen.
Und in dieſem Beſtreben liefert es kräftig Material gegen die
Preistreibereien der Fleiſchermeiſter. Ein Herr Plehwe teilt
da mit, daß die Schweinepreiſe hier in der Umgegend noch weit
niedriger ſtehen, als wir ſie in unſerer letzten Nummer für das
Reich angaben. „Da wird von einem Landwirt aus der Um-
gegend von Berlin berichtet, daß er ſelbſt zu einem Preiſe von
35 Mart ſeine Schweine nicht losgeworden ſei und in der heu-
tigen Nummer der Landwirtſchaftlichen Wochenſchrift für die
Provinz Sachſen berichtet R. Paul-Authauſen aus dem Kreiſe
Bitterfeld: Für fette Schweine wird pro Zentner 40 bis 42 Mk.
gezahlt

Gegenuber der Behauptung des Schlächterobermeiſters
Schliack, daß die amtlichen Berichte nichts von einem Herab-
gehen der Schweinepreiſe zeigen, wird durch folgende Statiſtik
der Gegenbeweis mit aller Deutlichkeit erbracht:

Es betrugen die Schweinepreiſe nach den Notierungen der
Schlachtviehverſicherung des Bauernvereins des Saalkreiſes

für 1 kg Schlachtgewicht
bei 20 Proz. Tara

127 Pfyu.
in den Monaten

Januar 1911

Februar 128März e 121April 116Mai 1 15 vJuni t10Juli 110Dagegen die Schweinepreiſe im Kleinhandel nach den Notierungen
der Statiſtiſchen Korreſpondenz

im Jahre 1911 im Geſamtdurchſchnitt in Pfg. für 1 kg:

Januar 1. Hälfte 1862. 181Februar 1. 1852. 188März 1. 1892. 169April 1. 162e 2. 72 160Mai 1. 158Juni 1. 1752. 175Zulil 1. 1822 180Obwohl die Einkaufspreiſe ſeit Februar ſtändig zurückgegangen
ſind, zeigt ſich in den Kleinhandelspreiſen keine fallende, fondern
ſeit Mai eine unbegründete aufſteigende Tendenz.

Während die Schlachtgewichtpreiſe für Schweine im halben
Jahr über 15 Prozent geſunken ſind, ſtehen die Verkaufspreiſe
bei den Fleiſchern noch genau ſo hoch, wie vor einem halben
Jahre. Jm Mai waren die Ladenpreiſe kurze Zeit einmal he
untergegangen. Sie ſind aber inzwiſchen künſtlich wieder hin
aufgeſchroben worden, obwohl die Schlächter ſelbſt immer billi
ger einkauften. Die Halleſche hält es für nötig, demgegenüber
in einem Leitartikel folgende kräftige Töne anzuſchlagen:

„So ſchlimm wie jetzt, iſt es aber noch nie ge
weſen. Nicht nur iſt die Spanne zwiſchen dem Preiſe, den
der Produzent für ſein Vieh bekommt, und dem Preiſe, den der
Konſument für ſein Fleiſch bezahlen muß, kaum je ſo kraß ge
weſen. Nein, es ſind noch zwei weitere Umſtände, die den
jetzigen Zuſtand zu einem ſolchen machen, der die größte Be
ſorgnis und die größte Erbiterung hervorrufen
muß. Wir leben in einer Zeit beiſpielloſer Dürre und gehen
infolgedeſſen einer Zeit der Not entgegen, in der ein jeder im
Volke dem andern hilfreich ſein ſollte. Früher iſt oft, wenn die
Fleiſchpreiſe ſtiegen und ſteigen ten, darauf hingewieſen,
daß die Fleiſchkoſt durch Gemüſekoſt und durch Obſtgenuß zum
Teil erſetzt werden könnte. Und wie billig waren oft Gemüſe
und Obſt! Jetzt, wo alles draußen verdorrt, iſt Gemüſe kaum
zu haben und iſt mit Recht teuer wie kaum je. Und das wenige
Obſt, das nicht in der Trockenheit abfällt, wird ein Luxus-
artikel werden, ebenſo wie der Zucker. Wie
anders könnten im Haushalte aber die hohen Milch-, Gemüſe
und Obſtpreiſe ertragen werden, wenn ihnen billige Fleiſch
preiſe gegenüberſtänden, die den jetzigen niedrigen Viehpreiſen
entſprächen! Daß dieſe Viehpreiſe aber den Konſumenten, den
Haushalten unſerer Mitbürger, nicht nutzbar gemacht werden,
das muß in dieſer Zeit ſonſtiger Teuerung ver
bittern. Und die Sorge kommt hinzu: welche Höhe ſollen
denn im Frühjahr die Fleiſchpreiſe erreichen, wenn dann die
ganz zweifellos kommende Steigerung der
Viehpreiſe eintritt? Soll dann zu den künſtlich hoch ge-
haltenen Fleiſchpreiſen der Zuſchlag hinzukommen, den dann
die Viehpreiſe erfahren werden

Die Gefahren, die die Halleſche uns da für das Frühjahr an
kündigt, ſind zweifellos ſehr groß. Aber ſo voll berechtigt auch
augenblicklich ihre ſtarken Worte gegen die Fleiſchermeiſter
ſind, wir werden uns dadurch nicht über die Tatſache hinweg
täuſchen laſſen, daß am Ende doch die Junker, die agrariſche
Geſetzgebung und die Zölle, die die Einfuhr von Vieh und
Viehfutter verhindern, ſchuld an der unheimlichen Teuerung
ſind. Gerade die für das Frühjahr angekündigte Steigerung
der Viehpreiſe iſt nur durch eine ſofortige zollfreie Ein
fuhr von Futtermitteln und durch die Aufhebung der
Vieheinfuhrbeſchränkungen zu verhindern. Die
Parole des Augenblicks heißt allerdings: Die Fleiſcher halten

Preiſe hoch! Zwingt ſie zu ihrer Herabſetzung! Die
allgemeine Teuerung iſt wahrli limriliges Fleiſg ver ſ hrlich ſchlimm genug, darum:

Jch gehe weiter!
Die faſt in jeder Sitzung des Gewerbegerichts wiederkehrende

Aeußerung „Vch lege Verufung ein“, oder: „Jch gehe weiter“,
macht es nötig, einmal die Rechtsmittel zu beſprechen, die gegen
die Urteile des Gewerbegerichts anzuwenden ſind. Gegen ſämt
liche Endurteile iſt eine Berufung an das Landgericht nur dann



zuläſſig, wenn der Wert des Streitgegenſtandes den Betrag
von 100 Mark überſteigt. Alle Urteile, deren Streitwert nur 100
Mark oder weniger beträgt, ſind unanfechtbar, alſo un
abänderlich. Ueberſteigt die eingeklagte Summe 100 Mark und
will man Berufung einlegen, dann muß dies innerhalb eines
Monats vom Tage der Zuſtellung des Urteils geſchehen. Falls
die Partei auf die Zuſtellung verzichtet hat, rechnet dieſe Friſt
von der Verkündigung der Entſcheidung an. Die Berufung muß
durch einen beim Landgericht zugelaſſenen Rechtsanwalt ein
gelegt werden.

Man wird nun ſagen: Warum ſchreibt man uns das, das
wiſſen wir ſchon längſt. Wer aber Gelegenheit hatte, einer
Sitzung des Gewerbegerichts beizuwohnen, der muß zugeben,
daß es leider notwendig iſt, dieſes Kapitel immer wieder anzu
ſchneiden. Nicht nur von unorganiſierten Arbeitern hört man
das „weiter gehen“, ſondern auch von organiſierten, denen man
manchmal die Unkenntnis nicht zutraut. Allerdings, das wollen
wir bald einſchalten, gibt es auch viele Arbeitgeber, die in
dieſen Jrrtum verfollen ſind. Durch die Unkenntnis in gewerbe
gerichtlichen Dingen ſind aber ſchon viele Arbeiter zu Schaden
gekommen, indem ſie zum Beiſpiel einen Vergleich in der
Meinung, daß ſie die Sache weiter verfolgen können, aus
ſchlunen, dann aber mit ihrem Anſpruch koſtenpflichtig abge
wieſen wurden.

Nicht ſelten ſind auch die Fälle, wo gewerbliche Angeſtellte
zum Rechtsanwalt laufen und von dieſem eine Klage beim
Amtsgericht anſtrengen laſſen, obgleich die Sache vor das Ge
werbegericht gehört. Was einmal vor das Gewerbegericht ge
hört, bleib bei dieſem und kann unter keinen Umſtänden beim
Amts oder Landgericht angängig gemacht werden. Die Ge-
richte waren verpflichtet, ohne weiteres gewerbliche Streitig-
keiten an das Gewerbegericht zu verweiſen.

Auch über das Verſäumnisurteil herrſcht noch große Unkennt-
nis. Erſcheint eine Partei, die vorſchriftsmäßig geladen iſt,
nicht im Termin, ſo kann die Gegenpartei ein Verſäumnis-
urteil beantragen. Jnnerhalb drei Tagen nach der Zuſtellung
kann gegen das Verſäumnisurteil Einſpruch erhoben werden.
Der erſte Tag der Zuſtellung wird nicht mitgerechnet, und wenn
der dritte Tag auf einen Sonntag fällt, endet die Friſt erſt mit
Ablauf des darauffolgenden Werktages.

Erſcheint, und darauf iſt beſonders zu achten, eine Partei,
die den Einſpruch eingelegt hat, in dem nunmehr anberaumten

zweiten Termin wieder nicht, ſo wird das Verſäumnisurteil
rechtskräftig, das heißt, die Partei iſt rechtskräftig verurteilt,
erhe derung anzuerkennen, und kann nicht mehr Einſpruch
erheben

Die Leiden der Gemeinden mit der preußiſchen Grundſteuer.
Eine merkwürdige Bedeutung hat zurzeit die ſtaatlich ver-

anlagte Grundſteuer in Preußen. Bei ihr trifft zu, daß ſich
Geſetz und Rechte wie eine ewige Krankheit forterben wie der
Dichter ſagt. Als mittelalterliche Einrichtung ſteht die Grund
ſteuer im engen Zuſammenhang mit dem Lehnweſen. Der
Grund und Boden gehörte vor Jahrhunderten meiſt den
Landesherren, und wurde von ihnen den Vaſallen zu Lehn ge-
geben. An dem Grund und Boden hafteten Ritterdienſte und
andere Verpflichtungen. Dieſe Verbindlichkeiten, die ſich zu
einer Quelle von Streitigkeiten geſtalteten, wurden ſpäter in
Geldleiſtungen umgewandelt. Jn Preußen wurde erſt 1861
die Grundſteuer auf eine einheitliche Grundlage geſtellt. Sie
brachte daraufhin dem Staate Preußen etwa 30 Millionen
Mark jährlich ein, in den ſiebziger Jahren ſogar 40 Millionen
Mark. Aehnliche Erträgniſſe brachte die Steuer auch in anderenKulturſtaaten, z. B. in Frankreich Italien uſw.

Nachdem die Staaten zur allgemeinen Einkommenſteuer
übergegangen ſind, iſt die Einhebung der Grundſteuer mehr

mehr beſeitigt worden, weil die Grund und Boden-
eſitzer gegen die vermeintliche Doppelbeſteuerung oppo-

nierten. Jn Preußen iſt die Grundſteuer ſeit dem 1. April 1805
als Staatsſteuer außer Hebung geſetzt worden. Der Staat
hält zwar nach wie vor die Kataſter in Ordnung, beſorgt die
gortſchreibung, liefert Auszüge für die Flurbücher uſw.,
überläßt aber die Einhebung der Steuer den
Gemeinden. Letztere haben inzwiſchen mancherlei Spiel-
arten der Beſteuerung des Grundbefitzes eingeführt, wobei ſie
fich mehr oder weniger an die vom Staate fortgeführte Ab
ſchätzung des Nutzungswertes der Grundſtücke halten.

Aus den ſoeben für Preußen bekannt gewordenen Ergebniſſen
der Veranlagung pro 1910 ſei folgendes herausgegriffen. Es
wurde insgeſamt eine Fläche von 32 444 711 Hektar mit einem
Reinertrage von 482 299 788 Mk. veranlagt. Die zu entrichtende
Grundſteuer hätte 41 348 920 Mk. betragen, ſie wurde aber eben
nicht wenigſtens nicht für den Staat eingehoben. Von
den einzelnen Provinzen beſitzen Schleſien und Brandenburg
die größte zur Grundſteuer herangezogene Fläche, nämlich je
girka 8 750 000 Hektar. An letzter Stelle ſtehen Schleswig-
Holſtein und HeſſenNaſſau.

Jntereſſant iſt eine Ueberſicht darüber, zu welchem Satze in
den einzelnen Provinzen und im geſamten Staate durchſchnitt-
lich ein Hektar veranlagt wird. Es betrug im Jahre 1910 im
Durchſchnitt auf ein Hektar die jährliche Grundſteuer: Stadt
kreis Berlin 4,68 Mk., Provinz Sachſen 2,29 Mk., Rhein
provinz 2 Mk., Schleswig-Holſtein 1,96 Mk., Oſtpreußen 0,69 Mk.
5 m Lande entfiel im Durchſchnitt auf den Hektar

Die Abſchätzungen ſind zum Teil ſchon vor Jahrzehnten vor
genommen worden und entſprechen im einzelnen die Sätze nicht
mehr dem wirklichen Wert des Grund und Bodens. Jnzwiſchen
haben ſich die Wertkunterſchiede der Liegenſchaften zum Teil
rieſig verändert. Hierin liegt eben noch ein Widerſinn: Der
Staat als ſolcher will mit der Einhebung der Steuer nichts
mehr zu tun haben, überläßt dieſe vielmehr den Gemeinden,
behält ſich aber das Recht vor, die Abſchätzungen fortzuſchreiben
und nimmt ſo den Gemeinden die Möglichkeit,
die Steuer den veränderten Situationen und
Bedürfniſſen anzupaſſen.

Die Gewerbegerichtsbeiſitzer halten ihre nächſte Sitzung amMittwoch, den t abends 8, Uhr, re es t a
Die e etzliche nächtliche Ruhezeit für Handlungsangeſtellte

beträgt bekanntlich 11 Stunden. Wegen Uebertretung dieſer
Vorſchrift wurde einem Fleiſchermeiſter in Berlin der Pro
ges gemacht, wobei ſich herausſtellte, daß verſchiedene beliebte

usreden der Geſchäftsinhaber als nicht ſtichhaltig angeſehen
wurden. Die ne hätte den Fleiſchermeiſter ver-
urteilt, weil in der Filiale des Angeklagten in der Nähe der
Zentralmarkthalle drei Verkäuferinnen beſchäftigt wurden,
ohne d 139 c der Gewerbeordnung Beobachtung gefundenger ch rm muß in Gemeinden, die nach der ſei letz

uheten Volk ahlung mehr als 20 000 Einwohner haben, die
eit in offenen Verkaufsſtellen, in denen zwei oder mehr Ge
ilfen oder Lehrlinge beſchäftigt werden, mindeſtens elf Stun-den betragen. Die Verkäuferinnen des Angekla ten haben aber

nur eine Ruhezeit von zehn Stunden gehabt. Das Ge
ſchäft wurde um 6 Uhr früh geöffnet und nicht vor 8 Uhrabends pef loſſen. Dem Einwande des Angeklagten, daß der

für die Zweigniederlaſſung angenommene eſchäfts
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äftigungszeiten in

offenen Verkaufsſtellen beobachtet würden, begegnete die tz3
kammer mit der Ausführung, daß Arbeitgeber ihre öffentlich-
rechtlichen Verpflichtungen nicht durch private Abreden au
ihre Angeſtellten abwälzen könnten. Aber wolle man au
in dem Geſchäftsführer eine zur Leitung des Betriebes be
ſchäftigte Perſon im Sinne des 8 151 der Gewerbeordnung
erblicken, ſo hätte doch der Angeklagte, der die den Verkäuferin-
nen aufgenötigte Arbeitszeit gekannt habe, Schritte tun müſſen,
daß dem Geſetz genügt werde. Das Urteil der Strafkammer
focht der Ange in der Reviſion an. Er machte nunmehr
eltend, daß die Eröffnung des Betriebes im Hinblick auf den
n den Morgenſtunden zu bewirkenden Ankauf des Fleiſches

von den Engrosfleiſchern bereits um 6 Uhr früh erfolgen
müſſe, andererſeits der Schluß des Betriebes nicht vor 8 Uhr
abends eintreten könne, weil ſich erſt um dieſe Zeit das Weg-
ſchaffen des nicht verkauften Fleiſches in die Kühlhallen er-
möglichen laſſe nach 8 139 d Nr. 1 der Gewerbeordnung fänden
die Beſtimmungen des S 139 e keine Anwendung auf Arbeiten,
die zur Verhütung des Verderbens von unverzüglich
vorgenommen werden müßten. Der Ferienſtrafſenat des
Kammergerichts hat ſoeben die Reviſion zurückgewieſen. Er
erklärte dabei, daß der Verurteilte eventuell durch Mehrein-
ſtellung von Perſonal dem Geſetz Rechnung tragen muß.

Hiebe für Fortbildungsſchüler. Vor einigen Wochen be-
richteten wir über ein Reichsgerichtsurteil, in welchem den
r n das Prügelrecht zugeſtanden wurde.Die Halleſche berichtet nun freudeſtrahlend, daß dieſe Ent-
ſcheidung des Reichsgerichts jetzt dem ganzen Bereich der ge-
werblichen Unterrichtsverwaltung mitgeteilt wird. Ein Fort-
bildungsſchullehrer halte Fleiſcherlehrlinge in 15 Fällen kör-
perlich gezüchtigt, weil ſie zu ſpät zum Unterricht kamen, un-
aufmerkſam waren oder ſich ungebührlich benahmen. Die
Sltraſkammer ſprach den Lehrer ſrei, weil ſein Amt als Fort-
bildungsſchullehrer ihm ein Recht zur körperlichen Züchtigung
ſeiner Schüler gebe. Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft
wurde vom Reichsgericht nach dem Antrag des Oberreichs-
anwalts verworfen. Jn der Begründung wird ausgeführt, daß
zwar in Preußen geſesliche Beſtimmungen über
das Züchtigungsrecht der Fortbildungsſchul-
lehrer nicht beſtehen, ihnen aber trotzdem die-
ſes Recht zuſtehe. Nach der ſtändigen Rechtſprechung
des Reichsgerichts folgt aus dem Rechte und der Pflicht des
Lehrers zur Erziehung von ſelbſt deſſen Recht der augemeſſe-
nen Zuchtmittel. Die Fortbildungsſchule hat aber nicht bloß
den Unterricht, ſondern auch die Erziehung zum Zweck. Eine
erziehliche Einwirkung ſei für die jugendlichen gewerb-
lichen Arbeiter ein dringendes Bedürfnis Die Halle
ſche bemerkt hierzu: Damit hat ſich das Reichsgericht auf
einen ſehr verſtändigen Standpunkt geſtellt.

Wir meinen, daß das Einführen des Prügelns in den Uni-
verſitäten mindeſtens ebenſo „verſtändig“ wäre. Denn bei ſo
manchem übermütigen Studenten iſt die erziehliche Einwir-
kung ein genau ſo dringendes Vedürfnis, wie etiog bei 'jugend-
lichen gewerblichen Arbeitern. Aber eins iſt ſicher, die Ar-
beiterjugend wird durch dieſe neue Kulturtat mit großer Liebe
zum Staat und ſeiner Prügelſchule erfüllt.

Zum Schutz der Säuglinge in der Zeit der großen Hitze
bringt der Frankfurter Verband für Säuglingsfürſorge fol-
gende Verhaltungsmaßregeln zur allgemeinen Kenntnis:

1. Halte das Zimmer kühl! Bei Tage Läden und Vorhänge
zu! Fußboden feucht! Bei Nacht Fenſter auf!

2. Halte das Kind kühl! Leichte Kleidung und leichtes
Bettzeugl Zweimal täglich baden!

3. Größte Vorſicht in der Ernährung! Ja nicht überfüttern!
Gegen den Durſt gebe man dünnen, lauwarmen Tee!

4. Die Milch muß friſch ſein, beim Bezug ſofort abgekocht
und gleich wieder gut gekühlt werden. Die Milch muß den
ganzen Tag kühl ſtehen!

5. Bruſtkinder dürfen jetzt unter keinen Umſtänden abgeſtillt
werden!

6. Bei der erſten Geſundheitsſtörung muß das Kind zum
Arzt!

Der Krieg im Frieden muß ſein. Die Landwirtſchafts-
kammer in Halle hatte ſich wegen Verlegung der Herbſt-
manöver an das Kommando des 4. Armeekorps gewandt. Trotz
des Hinweiſes, daß infolge der Hitze Notſtand über der Pro-
vinz laſtet, lautete die Antwort des Kommandeurs abſchlägig.
Auch die Bitte von der Abhaltung der Manöver im Herbſt d. J.
in unſerer Provinz abzuſehen, wurde abgewieſen. Der
Wehrſtand hat es in Preußen noch nie für nötig gehalten auf
den Nährſtand beſonders viel Rückſicht zu nehmen.

Ein angehender Reſerveoffizier deſertiert! Der Fähnrich
der Reſerve cand. jur. Karl Mileck, zurzeit bei der 1. Batterie
Mansf. Feldartillerie- Regiments Nr. 75 zur Uebung einbe-
rufen, hat ſich am 8. Auguſt aus der Garniſon heimlich ent-
fernt. Das Regiment hat hinter dem Flüchtigen, der aus
Kolbergermünde (Kreis Kolberg) ſtammt, einen Steckbrief er
laſſen.

Todesſturz bei der Arbeit. Heute früh kurz nach 10 Uhr
fiel der 19 jährige Maurer Stieler aus Sangerhauſen von
dem Neubau Ecke Salzgrafen- und Dreyhauptſtraße aus der
Höhe von vier Etagen herunter. Da der Bedauernswerte beim
Abſturz das Genick gebrochen hat, ſtarb er auf der Unfallſtelle
ſchon nach wenigen Minuten.

Vorſicht beim Paſſieren der Diemitzer Brücke. Jm Sprech
ſaal der Saalezeitung ſchreibt jemand über erhebliche Mißſtände
auf der Diemitzer Brücke. Die Laufbretter ſollen dort in großer
Zahl nur loſe aufliegen, teilweiſe morſch ſein und große Löcher
aufweiſen. Es muß dringend die Abſtellung dieſer Lebens-
gefährdung für die Paſſanten gefordert werden denn ehe die neue
Brücke fertig iſt, könnten noch die ſchwerſten Unfälle paſſieren.

Roheit. Am Freitag mittag wurde ein 11 jähriges Schul-
mädchen, das auf dem Roßplatze ſpielte, von einem Mann
nach ſeiner Wohnung geſchleppt und dort mißhandelt. Der
Uebeltäter konnte ermittelt und feſtgenommen werden.

Vereins- und Vergnügungskalender.
Der Verband der Steinſetzer hält am Mittwoch, den 16. Aug.,

im Volkspark eine außerordentliche Mitgliederverſammlung
ab. Da zu der Maßregelung einiger Kollegen Stellung zu
nehmen iſt, muß jedes Mitglied erſcheinen.

Konzert im Volkspark. Morgen, Dienstag, findet abermals
ein Vokal- und Jnſtrumentalkonzert im Garten des Volks-
parkes ſtatt. Diesmal ſind es der mit ſehr guten Stimmen
ausgerüſtete Geſangverein Gutenberg und der beſtens bekannte
Buchdrucker-Orcheſterverein, die ſich in den Dienſt der guten
Sache, den Volkspark nach jeder Richtung hin zu unterſtützen,

eſtellt haben. Da das Programm ein ſehr vielverſprechendesGeſangs und Orcheſterkonzert bietet, iſt ein recht guter Beſuch

erwünſcht.
nur 10 Pf.

Der Eintrittspreis beträgt auch morgen wieder

Ammendorf und Umgegend. Mittwoch, den 16. Auguſt,
abends 814 Uhr, findet im Gaſthaus zum Dreierhaus in
Oſendorf für die Mitglieder des Sozigl demokratiſchen Pereins
und der dazu gehörigen Ortſchaften eine gemeinſchaftliche Be
ſprechung ſtatt, wozu die Mitglieder erſucht werden, ſich recht
zahlreich einzufinden. Die Diſtriktsleitung.

Ammendorf. Das Konzert des Arbeitergeſang-
vereins Ammendorf und Umgegend, das am
Freitag im Gaſthof zum Dreierhaus vom Verband der Zivil-
muſiker zu Halle a. S. ausgeführt wurde, war nur eben leid-
lich beſucht, die Kapelle bewies, daß ſie wohl imſtande iſt,
etwas gutes zu leiſten. So wurden mit lebhaftem Beifall
aufgenommen die Stücke: Jmmer oder nimmer, Grüße vom
Thüringer Walde und An der Weſer, Lied für Poſaune (Soliſt
Herr Weltmann). Die Veranſtaltung war eine für die Ar-
beiterſchaft von Ammendorf und Umgegend ſehr genußreiche.Wir weiſen ſchon heute auf das am Mittwoch den 30. Auguſt,

im Dreierhaus wieder vom Arbeitergeſangverein veranſtaltete,
Geſangskonzert hin, das unter Mitwirkung von zirka 120
Sängern des Sängerchors von Halle ſtattfinden ſoll. Wir
hoffen, daß dieſe Veranſtaltung einen beſſeren Beſuch auf-
weiſt; nur dann wird es möglich ſein, derartige bildende Ver
anſtaltungen bei mäßigen Eintrittspreiſen zu wiederholen.
Was hier angeſichts einer ſo ſtarken Arbeiter evölkerung doch
dringend erwünſcht wäre.

Böllberg-Wörmlitz. Sozialdemokratiſcher Verein.
Am Mittwoch, den 16. ung abends 814 Uhr, findet im
Reſtaurant von Robitzſch, Böllbergerweg, eine Sitzung der
Mitglieder des Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt. Einen
recht ſtarken Beſuch der Mitglieder obiger Ortſchaften erwartet

Die Diſtriktsleitung.
Dölau. Parteigenoſſen! Am Dienstag, den 15. Aug.,

abends 814 Uhr, findet in Knolls Hütte eine außerordentliche
Sitzung der Mitglieder des Sogzialdemokratiſchen Vereins ſtatt.
Einen zahlreichen Beſuch erwartet

Der Diſtriktsführer.

Aus den Gerichtslälen.
Schöffengericht.

Freigeſprochen wurde der Schmalzkuchenbäcker Genoſſe
Schulze, der angeklagt war, entgegen den Beſtimmungen
der Sonntagsruhe, an Sonntagen im Volkspark Waren ver-
kauft zu haben. Der Fall lag ebenſo wie der des Genoſſen
HKrögel, über den wir erſt kürzlich berichteten. Der Verkauf
der Waren wurde als ein Teil des ganzen Betriebes des Volks-
parks angeſehen. Daß ſolche Spezialverkläufe ſtattfänden, ſei
in großen Betrieben unvermeidlich und allgemein üblich

Strafkammer.
Wegen Sittenvergehens wurde ein 18 jähriger Dienſtknecht

von Freiroda zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt. Er
hatte am 31. Mai d. J. verſucht, ein Dienſtmädchen zu ver-
gewaltigen. Der Angeklagte ſoll geiſtig minderwertig ſein,
ſich aber bei Begehung der Tat ziemlich gewalttätig gezeigt
haben. Wäre der junge Mann zur Zeit der Vegehung der Tat
ſchon 18 Jahre alt geweſen, dann hätte er ſich vor dem Schwur-
gericht verantworten müſſen.

Kriegsgericht der 8. Diviſton.
Jn große Gefahr begab ſich der Musketier Spuhl von der

2. Kompagnie des Anhaltiſchen Jnfanterie- Regiments Nr. 98,
der durch eine Unüberlegtheit wegen Gehorſamsverweigerung,
Beharrens im Ungehorſam, Bedrohung eines Vorgeſetzten,
Achtungsverletzung und Selbſtbefreiung unter Anklage kam.
Am Abend des 18. Juli kehrte er per Rad in angeheiterter
Stimmung von einem Vergnügen in ſeine Garniſon Deſſau
zurück. Auf der Fahrt durch den Luſtgarten ſang der Mann
ein Lied, und da es ziemlich laut ſchallte, wurde er deshalb
vom dortigen Wachtpoſten zur Ruhe verwieſen. Da er die
Weiſung nicht beachtete, griff der wachthabende Unteroffizier
ein und befahl ihm, vom Rade zu ſteigen. Spuhl kam dem
Befehl aber nicht nach ſondern fuhr in beſchleunigtem Tempo
weiter. Er will nicht gewußt haben, daß er es mit einem
Unteroffizier zu tun hatte. Der Unteroffizier lief ihm nach
und zog ihn ſchließlich vom Rade. Der Verfolgte ſoll darauf
geſchimpft und ſich über die angebliche Veſchädigung des um-
gefallenen Rades beſchwert haben mit dem Hinweiſe, er werde
den Unteroffizier melden und ihn auf Schadenerſatz belangen
laſſen. Um die Szene hatten ſich inzwiſchen Ziviliſten
ſammelt, die dem Angeklagten recht gaben und ihn durch Zu-
rufe zu ſeinem Tun noch aufgemuntert haben ſollen. Der
Unteroffizier forderte den Musketier auf, ihm ins Wachtlokal
zu folgen; letzterer weigerte ſich aber mit der Begründung,
der Unteroffizier habe ihm gar nichts zu ſagen. Seiner Feſt
nahme entzog er ſich durch die Flucht. Der Anklagevertreter
beantragte gegen den Angeklagten acht Monate Gefäng-
nis. Das Gericht ſah den Fall milder an und erkannte
auf vier Wochen ſtrengen Arreſt. Berückſichtigt wurde der da
malige Zuſtand des Mannes und die bisherige gute Führung.

Zwei Wochen ſtrengen Arreſt erhielt ein Füſilier des Regi-
ments Nr. 36 in Merſeburg, der einem Gefreiten ein Porte-
monnaie mit Jnhalt weggenommen hatte. Da er es aber am
anderen Morgen wieder herausgab, wurde von der Verſetzung
in die zweite Klaſſe Abſtand genommen. Man nahm an, der
Angeklagte habe mehr aus Dummheit als aus Schlechtigkeit
gehandelt.

Aus den Hachbarkreiſen.
Das Ende des Bergarbeiterſtreiks.

Wie in letzter Nummer bereits mitgeteilt, war für den
11. Auguſt eine Konferenz der Delegierten der ſtreikenden
Bergarbeiter nach Zeitz berufen, welche ſich mit der Streik-
lage befaßte. Die Streikleitung war nach reiflicher Ueber-
legung zu der Anſicht gekommen, daß ein weiteres Verharren
im Streik die Unternehmer, die ſich bisher ablehnend ver
halten hatten, nicht anders ſtimmen würde. Die näheren
hründe, welche die Streikleitung bewogen, dieſen Vorſchlag

zu machen, ſind aus nachſtehender Reſolution, die in der
Delegiertenkonferenz mit großer Mehrheit angenommen wurde

ohne den erſten Abſatz wurde ſie einſtimmig angenommen
zu erſehen:
„Die am 11. Auguſt 1911 in Zeitz ſtattgefundene Konferenz

der Schachtdelegierten und Vorſitzenden der Streikbureaus
aus dem Zeitz-WeißenfelsAltenburg-Leipzig und Oberröb-
linger Braunkohlenrevier beſchließt nach eingehenden De
batten, den Streik nach nunmehr 14wöchentlicher Dauer ab
zubrechen.

Mit der Wiederaufnahme der Arbeit wird aber der Kampf
um den Abſchluß von Tarifverträgen im Vergban nicht auf
gegeben. Die Delegierten, welche alle praktiſche Braun-
tohlenarbeiter ſind, halten nach wie vor an der Forderung:
Abſchließung von Tarifverträgen zwiſchen Arbeiter und
Unternehmerverbänden oder zwiſchen Arbeiterorganiſation
und einzelnen Unternehmern als ein erſtrebenswertes Ziel
feſt.

Jn keinem Jnduftriezweig iſt die Exiſtenz der Arbeiter
ſchaft ſo allen Schwankungen des Wirtſchaftsmarktes und
den Launen der Unternehmer preisgegeben wie im BVergban.
Weil dieſer Zuſtand nur unter dem heutigen Arbeitsvertrag
möglich iſt, darum wird dieſer Arbeitsvertrag als ein
„freier“ Vertrag von den Unternehmern verteidigt.
Delegierten ſind auch jetzt noch der Anſicht, daß dieſer
Kampf, als ein Kampf um das Arbeiterrecht unbedingt not
wendig war, um den Arbeitern im BVergbau, wie in zahl
reichen anderen Jnduſtrien, bei der Abſchließfung des Ar-
beitsvertrages ein Mitbeſtimmungsrecht einzuräumen. Für
dieſe Kampfesführung ſprechen die Delegierten den Organi-
ſationen, wenn er auch noch nicht zum Ziele führte, ihren
Dank und volles Vertrauen aus.

Die Gründe, welche die Unternehmer gegen den Abſchluß
von Tarifverträgen im Bergbau während des Kampfes an-
geführt haben, kann die Konferenz nicht als ſtichhaltig an
erkennen. Die Konferenz betrachtet dieſe Gründe nur als
Scheingründe, die erkennen laſſen, daß die Unternehmer
prinzipielle Gegner eines jeden Arbeiterrechtes ſind.

Wenn der Kampf aufgegeben wird, ſo geſchieht dieſes nicht,
weil die am Kampfe beteiligten Organiſationen nicht mehr
in der Lage ſind, die Mittel für die kämpfenden Arbeiter
aufzuhringen, ſondern der Beſchluß iſt von der Erkenntnis
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gekragen, daß die Bergwerksbeſitzer nur dann zum Abſchluß
von Tarifverträgen zu bewegen ſind, wenn das Kampfes-
gebiet ausgedehnter und die Zahl der am Kampfe beteilig-
ten Arbeiter eine viel gräßere iſt. Die Konferenz richtet
darum an alle Braunkohlenarbeiter Deutſchlands den drin-
genden Appell, überall in eine energiſche Agitation zur Wer-
bung von Mitgliedern für die Arbeiterorganiſationen ein-
zutreten, um die Vorbedingungen für einen erneuten und
umfangreicheren Kampf für das Arbeiterrecht zu ſchaffen.
Sollte es notwendig ſein, zu einem ſolchen Kampfe aus-
holen zu müſſen und dadurch das Wirtſchaftsleben tief er
ſchüttert werden, ſo ſind die Unternehmer, die durch ihre
Haltung den Arbeitern gegenüber zu ſolchen Kämpfen zwin-
gen, als die allein Schuldigen zu bezeichnen.“

Der Bericht von der Konferenz wurde am Nachmittag in
acht großen Verſammlungen gegeben. Jn drei Verſamm-
lungen verſuchte man zunächſt dem Beſchluß der Konferenz
zu widerſprechen. Doch auch hier ſiegte ſchließlich die Ver-
nunft. Die Gründe, welche die Organiſationsvertrekter für
den Abſchluß anzuführen hatten, waren durchſchlagend. Die
Streikenden mußten einſehen, daß die Organiſationsvertreter
mit dem Abbruch das Beſte wollten. So iſt ein 14wöchentlicher
Kampf beendet. Zunächſt ohne Zugeſtändniſſe. Aber auch
dieſer Kampf wird nicht ohne Erfolg ſein. Die Organiſationen
ſind noch im Vollbeſitze ihrer Kraft und das verbürgt künftige
Erfolge.

Viehpretſe und Fleiſchpreiſe.
Die faſt überall angeſtrebte Milchverteuerung wird

bekanntlich mit dem Futtermangel und damit begründet, daß die
Milch liefernden Landwirte ihren Viehbeſtandweſent-
lich einſchränken. Trotzdem alſo die Viehpreiſe infolge
dieſes größeren Angebots weſentlich geſunken ſind, iſt von
einem Sinken der Fleiſchpreiſe wenigzuſpüren.
Der Sozialdemokratiſche Verein und das Gewertkſchaftskartell
zu Magdeburg haben eine gemeinſame Kommiſſion ein-
geſetzt, die den Stand der Nahrungsmittelpreiſe ſtändig über-
wachen und geeignete Schritte zur Abwehr der
dauernden Ueberteuerung vorbereiten ſoll. Dieſe
Kommiſſion hat zunächſt an den Vorſtand der Fleiſcherinnung
ein Schreiben geſandt, worin auf die Tatſache hingewieſen
wird, daß die Fleiſchpreiſe gegenwärtig in keinem Verhältniſſe
zu den Viehpreiſen ſtehen. Am Schluſſe heißt es: „Der Effekt
dieſer Sachlage für die Konſumenten iſt alſo folgender: Stei-
gen die Vieheinkaufspreiſe infolge der agrariſchen deutſchen
Geſetzgebung, ſo ſteigern auch ſofort die Fleiſcher ihre Ver-
kaufspreiſe; ſinken dann infolge irgendwelcher Urſachen, wie
Futtermangel uſw., die Schlachtviehpreiſe vorübergehend, ſo
halten die Fleiſcher die alten überteuern Preiſe. So wirken
Agrarier und Fleiſcher zuſammen, um die Konſumenten mit
wechſelnder Nutznießung zu überteuern. Die freiorganiſierte
Magdeburger Arbeiterſchaft findet dieſen Zuſtand auf die
Dauer unerträglich und iſt entſchloſſen, ſich dagegen mit allen
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu wehren. Zu dem Zwecke
iſt die unterzeichnete Kommiſſion mit Vollmachten verſehen
worden. Wir geſtatten uns nun die ergebendſte Anfrage, ob
die Fleiſcherinnung geneigt iſt, für eine ſofortige Herabſetzung
der Verkaufspreiſe der Fleiſcherwaren bei ihren Mitgliedern
zu wirken. Wir bemerken wiederholt, daß die Detailpreiſe in
keinem Verhältnis zu den Schlachtviehpreiſen ſtehen und eine
Ueberteuerung der Konſumenten ſeit Monaten zu konſtatieren
iſt. Die Stadiverwaltung regiſtriert wohl die Preiſe der Nah-
ungsmittel, aber ſie tut nichts, um einer Preisüberteuerung

entgegenzuwirken. Wenn aber die Konſumenten in dieſer für
das Allgemeinwohl ſo eminent wichtigen Frage durch die
Stadtverwaltung keinerlei Hilfe zu erwarten haben, ſo ſind
wir mehr als berechtigt, zur Selbſthilfe zu greifen.“

Das Vorgehen der Arbeiter Magdeburgs iſt durchaus am
Platze und wäre auch anderwärts empfehlenswert.

Klein-Wittenberg. Schon wieder einer ertrunken! Bei
den hier vor Anker liegenden Schiffen fiel das kleine, dreijährige
Söhnchen eines Steuermannes vom Landungsſtege. Der kleine
Junge geriet ſofort unter den Kahn, ſo daß angeſtellte Rettungs-
verſuche vergeblich waren.

Eisleben. Wegen Bedrohung der Staatsanwaltſchaft
von Leipzig hatte ſich der 1889 in Eisleben geborene Kauf-
mann Kurt Otto Litzenberg vor der Leipziger Ferienſtrafkammer
zu verantworten. L. war 1910 wegen Wechſelfäſchung angeklagt,
hatte ſich aber zur Hauptverhandlung nicht geſtellt, er war dann
verhaftet und zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilt worden.
Seine Reviſion hat er damals wieder zurückgezogen und die
Strafe verbüßt. Aus dieſer Strafſache entſtand die jetzt vor der
Ferienſtrafkammer gegen ihn verhandelte Anklage. L. glaubt ſich
zu Unrecht verurteilt und beſonders durch die ſeiner Meinung
nach ebenfalls zu Unrecht erfolgte Verhaftung ſchwer geſchädigt.
Er ſchrieb daher am 9. Mai ds. Js. an die Staatsanwaltſchaft
einen Brief, worin er gegen ſie den Vorwurf der Rechts-
beugung erhob. Jn dem Briefe heißt es, er ſei durch die
ungerechte Verurteilung ſchwer an Geſundheit und Vermögen
geſchädigt worden, das Gericht habe ſchmutzig an ihm gehandelt,
er wolle aber nur einen Teil ſeines Schadens geltend machen
und verlange daher nur 4500 Mk. Entſchädigung, die ihm binnen
drei Tagen gezahlt ſein müßten. Sei in dieſer Zeit das Geld
nicht eingegangen, dann werde er nach Dresden fahren und die
Angelegenheit dem Juſtizminiſterium unterbreiten. Statt des
Geldes bekam H. von der Staatsanwaltſchaft die Anklageſchrift.
Dem Gericht waren indes an der Zurechnungsfähigkeit des An-
geklagten Zweifel aufgeſtiegen, es beſchloß, L. von einem Sach-
verſtändigen auf ſeinen Geiſteszuſtand unterſuchen zu laſſen.

Hettſtedt. Allen Leſern unſeres Blattes zur
Mitteilung, daß die Expedition des Volksblatts, wie auch
die Kolportage der Volksbuchhandlung der Frau Wittig
übertragen worden iſt. Etwaige Beſchwerden über unpünkt-
liche Zuſtellung und dergleichen ſind an den Obmann der

sicherer Schutzüutuadelschütrer gegen Ver-

letzungen durch zu lange
Hutnadoelspitzen.

c. F. Ritter, strasse 90.
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Zeitungskommiſſion, Guſtav Hildebrandt, Martinſtraße,
zu richten,

Heſte. Eine öffentliche Verſammlung fand hier am
geſtrigen Sonntag im Bergerſchen Gaſthofe ſtatt. Als Referent
war der Genoſſe Mendorf, aus Halle erſchienen. Redner führte
den Anweſenden in 1ſtündigem Vortrage die innere und äußere
Politik in klarer Weiſe vor Augen. Als eingehend der Marokko
rummel und die endloſen Greuel, welche ein eventl. Weltkrieg mit
ſich bringen würde, geſchildert wurde, brach die Verſammlung in
lebhafte Entrüſtungsrufe aus. Aber auch die übrigen Ausfüh-
rungen wurden mit ſichtlichem Jnterefſe und Beifallskundgebungen
entgegengenommen. Der Vorſitzende forderte die Anweſenden auf,
das Gehörte zu beherzigen und für die Kommende Reichstagswahl
die nötige Agitation zu entfalten. Mit einem Hoch auf die inter
nationale völkerbefreiende Sozialdemokratie erreichte die impoſante
Verſammlung ihr Ende.

Torgau. Partei-Verſammlung. Jn der am Mittwoch
ſtattgefundenen Partei- Verſammlung wurden zunächſt die Anträge
zum Kreistage beſprochen. Die Verſammlung ſprach ihre Meinung
dahin aus, daß die geſtellten Anträge der gegenwärtigen Situation
voll und ganz entſprechen. Allgemeine Verwunderung rief die
Stellungnahme der Mühlberger Parteigenoſſen zu den Anträgen
hervor. Beſonders hervorgehoben wurde, daß der Bericht im
Volktsblatt über die Mühlberger Parteiverſammlung nur Stim-
mung im Wahlkreiſe gegen die geſtellten Anträge hervorrufen ſoll.

Auch die Stadtverordneten Wahlen ſtanden auf der
Tagesordnung. Es wurde einſtimmig beſchloſſen, ſich an den
Wahlen im Herbſte zu beteiligen und wurde Genoſſe Vietz
als Kandidat nominiert. Die Diſtriktsleitung wurde ferner be-
auftragt, wegen einen zweiten Kandidaten mit verſchiedenen
Genoſſen Fühlung zu nehmen. Es wurden ferner diejenigen,
die das Bürgerrecht noch nicht erworben haben, ermahnt,
dasſelbe ſobald wie möglich zu tun damit ſie in die Wählerliſte
nachgetragen werden können. Zum Schluß wurde die „nationale
Jugendpflege“ in Torgau einer entſprechenden Kritik unterzogen.
Man wundert ſich lebhaft darüber, daß die Jugend abends in der
zehnten Stunde noch mit Trommel und Pfeifen durch die Straßen
der Stadt ziehen darf, ohne dah es die Polizei für notwendig erachtet,
dagegen einzuſchreiten. Oder geſchieht dies mit Erlauhnis der
hieſigen Polizeiverwaltung, weil die Jugend unter Führung zweier
Leutnants ſteht? So werden die Schuljungens in Torgau zu
Hurrapatrioten und Vaterlandsverteidigern, die ſpäter mal auf
Vater und Mutter ſchießen ſollen, erzogen. Beſchämend iſt es,
daß ſelbſt organiſierte Arbeiter ſich an derartigem Klimbim be-
teiligen. Organiſierte Arbeiter, gebt acht auf eure Kinder, damit
ſie nicht ſchon in der früheſten Jugend mit dem preußiſchen Drill
vertraut werden. Jn nächſter Zeit ſollen nämlich „Kriegsſpiele“
veranſtaltet werden und die Jugend „feldmäßig ausgerüſtet“ wer-
den. Eine Fahne haben ſie ſchon!!

Dommiüſch. Die letzten Vorkommniſſe im Stadt-
parlament gaben der Diſtriktsleitung des Sozialdemokratiſchen
Vereins die Veranlaſſung, eine öffentliche Verſammlung mit
der Tagesordnung Wie vertreten die hieſigen Stadtverord-
neten die Jntereſſen der Steuerzahler, einzuberufen. Als
Referent war Genoſſe Vietz- Torgau erſchienen. Magiſtrat
wie Stadtverordnete waren eingeladen, glänzten aber durch
Abweſenheit; wahrſcheinlich ſollte der anweſende Stadtkaſſen-
rendant die Herren vertreten. Der Referent ging wiederum
auf das Krankenkaſſendefizit wie auch auf die Holzgeſchichte
der Stadtverordneten ein. Er gab ſeiner Verwunderung dar-
über Ausdruck, daß die Stadtverwaltung es immer noch nicht
für notwendig erachtet habe, ſich zu äußern, wo das Defizit
hergekommen bezw. das Geld geblieben ſei und mit welchem
Recht die Stadtverordneten jahrelang Holz aus dem ſtädtiſchen
Forſt entnehmen konnten, um auf einmal „freiwillig“ Verzicht
zu leiſten. Gegenwärtig ſei wiederum in der Bürgerſchaft ein
Aufruhr wegen der Platzfrage zum Schulhausneubau. Die
Stadtverordneten hatten ſeinerzeit den Bauplatz, der dem Vor-
ſteher gehört, abgelehnt. Trotzdem hatte der Schulvorſtand,
dem auch zwei Stadtverordnete angehörten, mit Stimmen-
gleichheit durch die entſcheidende Stimme des Bürgermeiſters
dieſem ungünſtigen Bauplatz zugeſtimmt. Dieſer liegt faſt
außerhalb der Stadt, ihm gegenüber liegt ein Dampfſägewerk
und daneben die Dampfmolkerei. Um das Geräuſch des Dampf-
ſägewerks nicht ſtörend auf den Unterricht einwirken zu laſſen,
muß an der Schule ein Schalldämpfer angebracht werden. Jm
Winter würden die Kinder Wind und Wetter ausgeſetzt ſein,
da der Platz vollſtändig frei liegt und die Straße nicht ge-
pflaſtert iſt. Der andere Platz, der dafür in Frage kam, wäre
auf jeden Fall bedeutend beſſer. Das Gebäude am Eingange
der Torgauer Straße wäre eine Zierde für die Stadt und auch
billiger geweſen. Obwohl hier am Orte ein ſogen. Bürgerver-
ein exiſtiert, fand dieſer es erſt jetzt, nachdem man vor voll
endeter Tatſache ſteht, für notwendig, Stimmung gegen den
Beſchluß des Schulvorſtandes zu machen. Obwohl die bürger-
lichen Wortführer in der Verſammlung anweſend waren, fan
den ſie es trotz wiederholter Aufforderung nicht für notwendig,
den Referenten zu widerlegen. Jn jener Bürger-Verſamm-
lung, die zum größten Teil von Arbeitern beſucht war, wurden
dann Unterſchriften geſammelt, um an die Regierung ein
Schriftſtück ſchicken zu können.

Auch das Dommitßzſcher Blättchen beſchäftigte ſich mit unſerer
Verſammlung, und verſuchte mit einigen Zeilen den Eindruck
abzuſchwächen. Genoſſe Vietz nahm Gelegenheit, in einem
offenen Briefe an die Dommitzſcher Zeitung der Bürgerſchaft
das Vorgehen des Bürgervereins und ihrer Vertreter mitzu-
teilen. Er kritiſierte das verſteckte Vorgehen und ſchilderte noch
einmal die „Standhaftigkeit“ der Stadtverordneten. Der Her-
ausgeber der Dommitzſcher Zeitung fand es nun für notwendig,
die Behörden indirekt aufzufordern, gegen den Referenten vor-
zugehen. Ja, er erdreiſtete ſich ſogar, ihm Verdrehungen und
Verdächtigungen zu unterſtellen. Wir erklären den Satz, der
Referent habe behauptet, ein ſtädtiſcher Beamter habe ſich durch
die mehrfache Einbringung der Weißwangeſchen Bauplatzvor
lage einen Vermögensvorteil verſchafft, für eine bewußte
Unwahrheit und Verleumdung. Sie ſollen es nur ſo weiter
treiben, die bürgerliche Clique, dann wird das Maß bis zur
nächſten Stadtverordnetenwahl noch genügend voll. Hoffentlich
ziehen die Arbeiter aus dem Verhalten des Lokalblättchens die
einzig richtige Lehre und werfen es aus ihren Wohnungen, um
S glatt zu abonnieren, daß ihre Jntereſſen wirkſam unter-

utzt.

Brüggemann u. Hedwig VondrauStandesamtliche Rachrichten. (Magdeburg und Freiimfelder-
ſtraße 81). Kernmacher Schulze

und

g Vondrau Brandenberger T. (Torſtraße 37).S ges S utraße 6). Kaufmann BlankNanaimo T. grk aus dorf
Aufgeboten Elektrotechniker

Teuſcher und Helene Rockmann
(Saalberg 22). Kaufmann Foerſt
und Elly Dunker (Düſſeldorf und
Leipzigerſtr. 13). Materialver-
walter Bornträger und M. F. E.
Lindner (Bretleben u. Eismanns-
dorf). Pianobauer Plofs und
G. L. Hünniger (Gera).

Eheſchließungen: Schuhmacher
Heller und Erna Mrozynski
(Bernhardyſtraße 43 und Töpfer-
plan 5). Metalldreher Pfeiffer
und Martha Schlegel (Stern-
ſtraße 1). Arbeiter Thormann
und Berta Worch (Charlotten-
ſtraße 22 und Büſchdorf). Reg.
Baumeiſter Heyden und Luiſe
Gräger (Ludwig Wuchererſtraße 1
und Lindenſtraße 78a). Tapezierer

und Kopf (Kl. Märkerſtr. 3
nd Be t). Maſchinentech

niker Wellhauſen und Margarete
Glück (Bernhardyſtraße 28 und
Pfännerhöhe 1). Maurer Mehlig
und Marie Schneider (Hirten-
ſtraße 16 und Steg 10). Arbeiter
Buſſian und Vally Gurland
(Dryanderſtraße 31 und Brunos-
warte 28). Arbeiter Trebeſius
und Minna Kohlmann (Kleine
Märkerſtraße 4 u. Schlamm 13).

Geboren: Küchenchef Groll S.
(V. Vereinsſtraße 13). Arbeiter
Hinze S. (Weingärten 30). Pol.
Sergt. Neidt S. Böllbergerweg 9).
Schmied Albritz T. (Turmſtr. 155).
Schmied Hartmann Sohn (Thü-
ringerſtr. 29). Kaufmann Kaiſer
S. Merſeburgerſtr. 44). Maurer

ennſtedt).

rn wo T
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Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 3a)

Kaethner und Meta Scheunig geb.
Zimmerwann (Hordorferſtra e 5). l ha

Koswig. Großfeuer. Am Sonnabend na brach aufbisher n unaufgeklärte Weiſe in der e den chen Fabrik

ein großes Schadenfeuer aus, das ſehr bald eine ungeheure Aus
dehnung annahm. Trotzdem ſofort die hieſige freiwillige Feuer-
wehr und die Wehren der Fabriken tatkräftig eingriffen, ſtand
doch bald der größte Teil der r in Flammen. Der
Waſſermangel hat auch hier die Löſcharbeiten ſehr erſchwert. DieSee man vor der Gewalt des ſchützen zu
können.

NRllerlei.
Ein Brief Richters.

Saloniki, 14. Auguſt. Laut Mitteilung des deutſches
Konſuls hat Richter einem Brief Lolios, der vor einigen Tagen
in Elaſſona abgegeben wurde, folgendes hinzugefügt: Herrn
von Motus, Saloniki. Jch ſoll Jhnen ſchreiben, ſchicken Sie
bald alles Geld, ich werde ſonſt wahrſcheinlich gleich
getötet. Das Lager befindet ſich an der ſteilen Felswand
nordweſtlich der Platana. Machen Sie ſchnelll Mit Gruß

Eduard Richter.
Wann wird dieſer Skandal und dieſe Schmach endlich be-

endet werden?
Furchtbare Brände.

Jn Duderſtadt auf dem Eichsfelde ſind 45 Wohnhäuſer
abgebrannt. Fünf hundert Menſchen ſind obdach-
los. Das Feuer brach in der Altſtadt aus, das ſich mit großer
Schnelligkeit ausbreitete, ſo daß in kurzer Zeit 45 Wohnhäuſer
und 80 Hintergebäude in Flammen ſtanden. Ein Kind iſt in
den Flammen umgekommen. Vier Feuerwehrleute wurden
infolge der Hitze und des Rauches ohnmächtig und konnten nus
mit großer Mühe aus dem Bereich der Flammen gerettet wer-
den. Wie ſich nachher herausſtellte, hatten zwei von ihnen Hitz-
ſchläge erlitten. Ueber die Urſache des Brandes iſt noch nichts
Genaues bekannt. Es verlautet, daß das Feuer in der Werk-
ſtatt eines Schneidermeiſters ausgebrochen iſt. Dort ſoll einem
Schneidergeſellen, der einen Anzug aufbügelte, das Bügeleiſen
explodiert ſein. Es ſpielten ſich in dem winkelig gebautenStadtviertel mit ſeinen engen Straßen, Gaſſen und de en ver-

zweifelte Szenen ab. Die Jnſaſſen der dem Feuer zum
Opfer gefallenen Häuſer bemühten ſich, von ihrem Eigentum
ſo viel zu retten, als möglich war. Jm ganzen ſind etwa 500
Menſchen durch den Brand obdachlos geworden. Sie wurden
zunächſt bei Familien, die ſich freiwillig hierzu erboten, unter-
gebracht. Ein Teil wurde in einer Schule und im Rathaus
einquartiert. Die meiſten der Geſchädigten ſollen verſichert
ſein. Allein der Materialſchaden wird auf etwa eine Million
Mark geſchätzt.

Aus allen Himmelsrichtungen liegen heute
weitere Meldungen von Bränden und großen Feuersbrünſten
vor, die unmöglich alle regiſtriert werden können. Teils wur-
den die Brände durch Selbſtentzündung infolge der Hitze ver
urſacht, andererſeits fehlt es überall an Waſſer, ſo daß die Aus-
dehnung der Brände ſo groß iſt.

Alfeld, 12. Auguſt. Das benachbarte Dorf Kaierde ſteht
ſeit heute in Flammen. Bis jetzt ſind 15s Wohngebäude
mit land wirtſchaftlichen Nebengebäuden und bedeutenden Ernte-
vorräten den Flammen zum Opfer gefallen. Auch die Schule
iſt niedergebrannt. Bei dem herrſchenden Waſſermangel iſt an
eine Löſchung des Feuers ſobald nicht zu denken.

Regensburg, 12. Auguſt. Heute vormittag brach in
Dietldorf durch Funkenflug einer Dreſchmaſchine Feuer aus,
dem acht Häuſer und drei Tagwerk Wald zum Opfer fielen.
Zehn Familien ſind obdachlos.

Prag, 12. Auguſt. Die Ortſchaft Mejkow bei Prachautz iſt
geſtern durch einen Brand eingeäſchert worden. Vier
zerſonen ſind tot, viele ſchwer oder leicht verletzt. Es

herrſcht große Not unter den abgebrannten Einwohnern
Regen in Frankreich!

Paris, 14. Auguſt. Endlich iſt geſtern in Südfrankreich
der langerſehnte Regen eingetreten. Mehrere Gewitter ſind
niedergegangen, die in verſchiedenen Gegenden von Hagelſchlag
begleitet waren. Die niedergehenden Regenmengen waren ſo
ſtark, daß mehrere kleine Flüſſe aus ihren Ufern getreten ſind.
Auch auf der Jnſel Korſika iſt eine Waſſerhoſe niedergegangen,

w w guter a m iſt.konſtantinopel, 14. Auguſt. olge der wachſendenCholeragefahr in Kaſſim Paſcha am goldenen Horn, wo ins-
geſamt geſtern 150 Fälle gezählt wurden, beſchloß die Stadt
präfektur, die Choleragegenden zu räumen und unter Be
obachtung zu ſtellen.

Müng, rünchen, 14. Auguſt. Geſtern abend ſtieß auf dem Bahnhof Sternberg eine Rangiermaſchine mit einem e Prrn
zuſammen. Vier Perſonen wurden ſchwer, 23 leicht verletzt.

Mont ger in m rMontpellier, 13. Auguſt. Lunel und St. Bres ſindje ein Cholerafall feſtgeſtellt worden. Es ſind ſofort 3
faſſende Vorſichtsmaßregeln getroffen worden. Ein Pilger-
zug. welcher aus Kroatien nach Lourdes fahren wollte, iſt in
leere wegen 83 g angehalten worden. 280

ilger eines anderen Zuges, der von Toulon ankam,die Stadt nicht betreten. durkzen
Letzte Nachrichten.

Die Spionageſenche.
Brüſſel, 14. Auguſt. Die Agence de extreme oriente ver

öffentlicht den Wortlaut eines japaniſchen Geheimdekrets,
das s Gründung einer Genoſſenſchaft für Spionage
enthält.

e Tausendfach bewährte
Nakrung bel:

Etzeſchliezungen Werkmeiſter
Krieger u. Eliſe Rieſchel (Ammen

und ſſingſtraße 250).
Kutſcher Klutentreter und Jda

en r 9. Arbeiter
Eeſtorben: Städt. i etr. 31).

(Niemeyer-

(Grünſtraße 7/8).

e e erund Burgſtr. h Chemuier

„Veboren: Maſchiniſten Miedlich T. de Vor
arbeiter Morawe T. (Saaleſtr. 5
W a her Heine S. (Gro
S Jene e n efelbipekel

aße 4). efeldwBöger S. Weſſauerſtraße 79 4

Geſtorben: Witwgeb. Rühlemann, 7 c
ſtraße 17). Arbeiter Schochert
aus ger enſtedt, 32 J. (Diakoniſſen

us).

(Gr. Brauhausſtraße 18).
2 Mon. (Thü-
Ww. Albertine

Schloſſers
Mon. (Lands-

Packers Einecker
(Lauchſtädterſtr. 27).

12. Auguſt.
Aufgeboten Reſtaurateur

m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groh, jett A. Jähnig St r
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